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Mit der Reihe „IAB-Discussion Paper“ will das Forschungsinstitut der Bundesagentur für  
Arbeit den Dialog mit der externen Wissenschaft intensivieren. Durch die rasche Verbreitung 
von Forschungsergebnissen über das Internet soll noch vor Drucklegung Kritik angeregt und 
Qualität gesichert werden. 

The “IAB-Discussion Paper” is published by the research institute of the German Federal 
Employment Agency in order to intensify the dialogue with the scientific community. The 
prompt publication of the latest research results via the internet intends to stimulate criticism 
and to ensure research quality at an early stage before printing. 
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Zusammenfassung 
Diese Studie untersucht auf der Grundlage der ersten Befragungswelle der IAB-
Panelerhebung „Arbeitsmarkt und soziale Sicherung“ (PASS), welche Faktoren mit 
Abgängen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende in eine Erwerbstätigkeit as-
soziiert sind. Im Mittelpunkt steht zum einen die Frage, wie der Haushaltskontext die 
Chance von Frauen und Männern beeinflusst, die Grundsicherung über den Ar-
beitsmarkt beenden zu können. Zum anderen wird die Prävalenz von multiplen 
Vermittlungshemmnissen und deren Einfluss auf die Abgangschancen betrachtet. 
Es finden sich sowohl Ähnlichkeiten als auch Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern. So unterscheiden sich allein lebende Frauen und Männer und auch 
solche in Partner-Bedarfsgemeinschaften ohne Kinder nicht hinsichtlich ihrer Chan-
cen auf Erwerbsarbeit, die ein Einkommen über der Bedürftigkeitsgrenze ermöglicht. 
Kinder jedoch erschweren die Arbeitsmarktbeteiligung von Müttern, während sie für 
Väter in Partner-Bedarfsgemeinschaften den Abgang aus der Grundsicherung in 
den Arbeitsmarkt begünstigen. Betrachtet man die Prävalenz von mehrfachen Ar-
beitsmarkthemmnissen, so sind vor allem gesundheitliche Einschränkungen und ein 
höheres Lebensalter häufig auftretende Kombinationen, insbesondere in der Ver-
bindung mit einem bereits lange andauernden Bezug von Arbeitslosengeld II. Sozi-
alpolitisch brisant ist vor allem der Befund, dass sich im Falle der Kumulation von 
Hemmnissen mit jedem zusätzlichen Risiko die Übergangswahrscheinlichkeit nahe-
zu halbiert. 

 

Abstract 
Drawing on the first wave of the IAB panel study “Labor market and social security” 
(PASS), this analysis explores factors associated with exits from basic income sup-
port for needy jobseekers to gainful employment. The impact of household context 
on work prospects of females and males is focused as well as the prevalence of 
multiple labor market barriers and their effect on leaving benefit receipt. There are 
both similarities and differences between the sexes. Prospects for economic self-
sufficiency of single and partnered females and males without children don’t differ. 
Having children however impedes labor market participation of mothers in general 
while it promotes exits from basic income support to work of partnered fathers. With 
regard to multiple labor market barriers, bad health, higher age and long lasting 
benefit receipt are frequently combined attributes. When multiple barriers are co-
occurring, every additional barrier halves the probability of a transition from basic 
income support to work, which is of high relevance for social politics. 

 

JEL Klassifikation: I30, J6, J16, D10 

 

Keywords: Arbeitsmarktübergang, Grundsicherung für Arbeitsuchende, multiple 
Beschäftigungshemmnisse 
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1 Sozialstaatliche Mindestsicherung und Übergänge in die 
Erwerbstätigkeit1

Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende hat ein großes politisches 
wie auch wissenschaftliches Interesse an der Inanspruchnahme und an der Be-
zugsdauer von existenzsichernden staatlichen Leistungen hervorgerufen. Ein wich-
tiges Reformziel war, Bezieher von Arbeitslosengeld II in die Lage zu versetzen, den 
Lebensunterhalt baldmöglichst wieder mit eigenen Mitteln zu sichern. Diese Inten-
tion wirft zugleich die Frage nach den Chancen auf, eine Beschäftigung zu finden, 
die den Bezug von staatlichen Leistungen beendet. Die vorliegende Analyse unter-
sucht deshalb Barrieren, die den Ausstieg aus dem Leistungsbezug erschweren. 
Für sozial- und arbeitsmarktpolitische Akteure ist es wichtig, Art und Ausmaß von 
Beschäftigungsrestriktionen zu kennen, um problemadäquate Konzepte zur Unter-
stützung von Hilfebeziehern entwickeln zu können. 

 

Diese Studie untersucht auf der Grundlage der ersten Befragungswelle der IAB-
Panelerhebung „Arbeitsmarkt und soziale Sicherung“, welche Faktoren mit arbeits-
marktvermittelten Abgängen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende assoziiert 
sind.2

Wenngleich vielfältige Möglichkeiten existieren, den Bezug von Arbeitslosengeld II 
zu beenden, stellt dieser Beitrag Übergänge in Erwerbsarbeit in den Mittelpunkt. Für 
diese Schwerpunktsetzung sprechen mehrere Gründe. Erstens zielen die im Recht 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) verankerten Anreize und Regelun-
gen vorrangig auf die Arbeitsmarkteingliederung der Leistungsbezieher. Zweitens ist 

 Im Mittelpunkt steht hier die Frage, wie die jeweilige Haushaltskonstellation 
die Chance beeinflusst, den Lebensunterhalt wieder aus dem Erwerbseinkommen 
bestreiten zu können. Welche Bedeutung haben Lebenspartner und Kinder im 
Haushalt für die Wahrscheinlichkeit, die Abhängigkeit von Arbeitslosengeld II zu 
beenden, und welche Chance haben Frauen auf eine eigenständige Sicherung des 
Lebensunterhalts durch Erwerbstätigkeit? Neben der Zusammensetzung des Haus-
halts werden auch personengebundene Merkmale kontrolliert, die sich beim Wie-
dereinstieg in eine bezahlte Beschäftigung als nachteilig erwiesen haben: neben 
einer geringen formalen Bildung sind dies ein schlechter Gesundheitszustand, ein 
höheres Lebensalter und der Zuwanderungsstatus. Nur wenige Studien haben sich 
bislang damit befasst, in welchem Ausmaß diese potenziellen Arbeitsmarktrestrikti-
onen bei den Arbeitsuchenden kumulieren, so dass ein Ausstieg über den Arbeits-
markt besonders unwahrscheinlich sein dürfte (vgl. Danziger u. a. 2000). Diese Ana-
lyse gibt deshalb auch einen ersten Überblick über die Prävalenz von multiplen Be-
schäftigungsbarrieren. 

                                                 
1 Wir bedanken uns bei Torsten Lietzmann und Helmut Rudolph für ihre wertvollen Kom-

mentare zu vorherigen Entwürfen dieses Diskussionspapiers. 
2  Erwerbstätigkeiten, mit denen Leistungsbezieher das Arbeitslosengeld II „aufstocken“, 

werden hier nicht untersucht. In der Regel handelt es sich bei diesen um Tätigkeiten mit 
einem geringen Stundenumfang (vgl. Dietz u. a. 2009). 
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auch empirisch festzustellen, dass nach Beendigung des Grundsicherungsbezugs in 
beinahe jedem zweiten Fall eine Beschäftigung im Umfang von mindestens 15 Wo-
chenstunden vorliegt (Achatz/Trappmann 2009). Drittens wird die Arbeitsmarktein-
gliederung von Grundsicherungsbeziehern von anderen Faktoren beeinflusst als 
bspw. ein Wechsel in das Alterssicherungssystem oder eine Beendigung des Leis-
tungsbezugs aufgrund von familiären Veränderungen. Je nach Zielzustand ist des-
halb ein jeweils unterschiedliches Set von Einflussfaktoren zu berücksichtigen (vgl. 
Bane/Ellwood 1994, Dahl/Lorentzen 2003, Gangl 1998, Nam 2005). 

Der nächste Abschnitt skizziert zunächst die im Recht der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende verankerten institutionellen Anreize für die Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit. Abschnitt drei stellt theoretische Überlegungen und wichtige Befunde zu 
den Wiedereintrittschancen in Beschäftigung vor. Der vierte Abschnitt informiert 
über die Datengrundlage und das methodische Vorgehen. Die empirischen Ergeb-
nisse werden im fünften Abschnitt ausgeführt und im sechsten mit einer Diskussion 
und einem Ausblick auf weiterführende Analysen abgeschlossen. 

2 Erwerbspflichten im Grundsicherungsregime 
Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende im Januar 2005 ging mit 
deutlichen Akzentverschiebungen der sozialstaatlichen Regulierung von Armut und 
Arbeitslosigkeit einher. Die zuvor bedarfsgeprüfte, lohnorientierte Arbeitslosenhilfe 
und die Sozialhilfe für Bedürftige ohne ausreichende andere Einkommensquellen 
wurden durch die bedarfsgeprüfte, pauschalisierte Grundsicherungsleistung Arbeits-
losengeld II abgelöst. Diese sichert seither das Existenzminimum von Menschen, 
die den Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen bestreiten 
können und die zu einer Erwerbstätigkeit im Umfang von mindestens 15 Wochen-
stunden in der Lage sind. Anspruchsberechtigt sind Personen zwischen dem 
16. Lebensjahr und einer im SGB II festgelegten oberen Altersgrenze.3 Erwerbs-
fähige Hilfebedürftige, die zusammen mit Angehörigen in einem Haushalt leben, 
bilden mit diesen eine Bedarfsgemeinschaft. Dazu zählen gemäß SGB II (Ehe-) 
Partner und deren unverheiratete Kinder bis zum 25. Lebensjahr.4

Mit der Einführung von Arbeitslosengeld II wurde die soziale Sicherung bei Arbeits-
losigkeit programmatisch nach dem Prinzip „work first“ ausgerichtet, wonach Leis-
tungen an umfassende Erwerbspflichten gekoppelt und die Eigenverantwortung von 

 

                                                 
3  Je nach Geburtsjahrgang liegt die obere Altersgrenze zwischen dem 65. und dem 67. 

Lebensjahr (vgl. § 7 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 7a SGB II). 
4 Auch nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige in einer Bedarfsgemeinschaft erhalten Leistun-

gen nach SGB II in Form von Sozialgeld. Ebenso werden individuell nicht hilfebedürftige 
Erwerbsfähige „fiktiv hilfebedürftig“, wenn sie in einer Bedarfsgemeinschaft leben (vgl. 
Betzelt u. a. 2010). Bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit wird das Einkommen und Ver-
mögen jedes Mitglieds der gesamten Bedarfsgemeinschaft zugerechnet. Unverheiratete 
Kinder der im Haushalt lebenden Partner zählen allerdings nur dazu, wenn sie ihren Le-
bensunterhalt nicht eigenständig bestreiten können. Bis 30.06.2006 wurden lediglich un-
verheiratete nicht volljährige Kinder der Bedarfsgemeinschaft zugeordnet. 
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Hilfebedürftigen für die Sicherung des Lebensunterhalts eingefordert wird (Handler 
2004, Jacobi/Mohr 2007, Scheele 2010, Mohr 2009). Der im Recht verankerte 
Grundsatz des Forderns (§ 2 SGB II) legt fest, dass alle Mitglieder einer Bedarfs-
gemeinschaft alle Möglichkeiten ausschöpfen müssen, um die Hilfebedürftigkeit zu 
beenden oder zumindest zu verringern. Dies verpflichtet Erwerbsfähige zur aktiven 
Arbeitssuche, zur Eigeninitiative und zur Mitwirkung an Förderangeboten. Von we-
nigen Ausnahmen abgesehen ist laut SGB II jede Arbeit zumutbar, unabhängig vom 
früheren beruflichen Status oder von subjektiven Wünschen und Plänen hinsichtlich 
der Lebensführung. Bindende Eingliederungsvereinbarungen und Leistungskürzun-
gen im Fall von Pflichtverstößen sind weitere Elemente einer aktivierenden Arbeits-
marktpolitik. Den zuständigen Grundsicherungsstellen obliegt neben der Arbeits-
vermittlung insbesondere die Förderung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit 
von Arbeitslosen durch integrationsfördernde Maßnahmen wie Beratung, Qualifizie-
rungs- und Trainingsprogramme oder Zusatzjobs. 

Das Grundsicherungsrecht etabliert mit den soeben skizzierten Vorgaben eine 
„adult worker“ Norm, wonach alle Erwerbsfähigen - Frauen wie Männer - auch er-
werbstätig sein sollen (vgl. Lewis 2004). In diese Richtung weisen auch die in § 1 
SGB II verankerten Ziele, die Gleichstellung der Geschlechter als durchgängiges 
Prinzip zu verfolgen und geschlechtsspezifischen Nachteilen auf dem Arbeitsmarkt 
entgegenzuwirken. Allerdings wird die rechtliche Verankerung einer universellen 
Erwerbspflicht durch bestehende Ausnahmeregelungen zum Teil konterkariert. Er-
werbspflichten werden vorübergehend eingeschränkt, sofern eine Erwerbstätigkeit 
die Erziehung von Kindern in der Bedarfsgemeinschaft gefährdet, oder mit der Pfle-
ge eines Angehörigen nicht zu vereinbaren ist.5

Inwieweit das Modell der „Erwerbstätigen-Familie“ in der Grundsicherung tatsächlich 
unterstützt wird, ist empirisch noch nicht eindeutig geklärt. Neben den rechtlichen 
Vorgaben ist hier auch maßgeblich, wie diese in der Hilfepraxis umgesetzt und mit 
den Hilfebedürftigen ausgehandelt werden und weiterhin, ob die Nachfragestruktur 
auf dem Arbeitsmarkt und die Kinderbetreuungsinfrastruktur eine umfassende Er-
werbseinbindung ermöglicht. Erste, vorwiegend qualitative Befunde weisen in die-
sem Zusammenhang eher auf die Stabilisierung von bestehenden Geschlechter-
asymmetrien im Erwerbsverhalten hin (Jaehrling 2009, 2010, Rudolph 2010). So 
wird argumentiert, dass es für Grundsicherungsstellen wirtschaftlich effizienter und 

 Diese selektive Regelung begüns-
tigt in Paar-Bedarfsgemeinschaften eher traditionelle Arrangements mit einem 
männlichen Haupternährer, so bspw. die Kritik von Betzelt (2008, vgl. auch Betzelt 
u. a. 2010, Rudolph 2009). 

                                                 
5  Die rechtliche Normierung der Freistellung für Betreuung von Kindern oder pflegebedürf-

tigen Angehörigen wird seitens der BA durch untergesetzliche Weisungen geregelt (vgl. 
hierzu Jaehrling 2010: 41 f.). Für die Betreuung von Kindern bis zum 3. Lebensjahr ist ein 
Elternteil von der Pflicht zur Arbeitssuche freizustellen. Für Eltern mit Kindern ab dem 
3. Lebensjahr gilt eine Arbeitsaufnahme als nicht zumutbar, wenn keine Betreuung durch 
Dritte gewährleistet ist. 



IAB-Discussion Paper 2/2011 8 

hinsichtlich der Eingliederungssteuerung auch effektiver sei, sich auf Personen zu 
konzentrieren, bei denen eine Arbeitsaufnahme am wahrscheinlichsten ist. Insbe-
sondere bei Paar-Bedarfsgemeinschaften mit Kindern konzentrieren sich Vermitt-
lungsbemühungen stärker auf Männer, wenn Frauen aufgrund von familiären Ver-
pflichtungen schwieriger am Arbeitsmarkt zu platzieren sind. Empirisch zeigt sich 
auch, dass insbesondere westdeutsche Frauen, Mütter mit Kleinkindern und ar-
beitsmarktferne Frauen tendenziell seltener an Maßnahmen der Arbeitsförderung 
teilnehmen als Männer (IAQ u. a. 2009). 

3 Theoretischer Hintergrund und empirische Befunde 
Für Analysen des Arbeitsmarktzugangs von Beziehern von Grundsicherung sind 
sowohl armuts- wie auch arbeitsmarkttheoretische Überlegungen maßgeblich. Stu-
dien zur Arbeitsmarktmobilität von Arbeitslosengeld-II-Beziehern sind unmittelbar 
anschlussfähig an die dynamische Armuts- und Sozialhilfeforschung, die sich insbe-
sondere mit Ursachen eines langfristigen Bezugs von Sozialleistungen beschäftigt 
hat.6

                                                 
6 Zahlreiche Studien belegen für das System der Sozialhilfe in Deutschland wie auch für 

andere Länder eine jeweils hohe Dynamik des Leistungsbezugs; nur ein kleiner Teil der 
Sozialhilfepopulation war auf Dauer auf diese Leistung angewiesen (z. B. Bane/Ellwood 
1994, Buhr 1995, Gebauer/Vobruba 2003, Hansen 2009, Leisering/Leibfried 1999). In 
den 1980er Jahren hatte die hohe Fluktuation des kurzzeitigen Bezugs von Sozialhilfe in 
Deutschland zu einem wesentlichen Teil administrative Gründe, da ein Teil der Leis-
tungsbezieher Wartezeiten auf vorrangige Leistungen überbrücken mussten. Aktuelle 
Analysen zum Verbleib im Grundsicherungsbezug weisen hingegen einen jeweils großen 
Anteil von Bedarfsgemeinschaften mit einer relativ langen Bezugsdauer auf (vgl. 
Graf/Rudolph 2009, Schels 2009). Ein Vergleich der Verweildauern in der Sozialhilfe oder 
Arbeitslosenhilfe mit der in der Grundsicherung ist aufgrund der unterschiedlichen Aus-
gestaltung der beiden Sicherungssysteme und der heterogenen Datenbestände aller-
dings nur näherungsweise möglich (vgl. Buhr u. a. 2010). 

 Ein Kernthema dieses Forschungsprogramms ist die Frage, ob sich mit zu-
nehmender Verweildauer im Leistungsbezug eine Abhängigkeit von staatlichen 
Transferzahlungen entwickelt. Als mögliche Ursache wird der im zeitlichen Verlauf 
eintretende Verlust von psychosozialen Fähigkeiten zur aktiven Überwindung des 
Leistungsbezugs diskutiert (Bane/Ellwood 1994). So können infolge von lang an-
dauernder Arbeitslosigkeit gesundheitliche Probleme auftreten bzw. sich verschlech-
tern oder aufgrund von Misserfolgen bei der Arbeitssuche die Suchanstrengungen 
nachlassen (Dahl/Lorentzen 2003). Ebenso wird argumentiert, dass eine hohe Kon-
zentration von Leistungsbeziehern in Nachbarschaften oder auch innerhalb von 
Familien die Verweildauer im Leistungsbezug begünstigt wird, weil über den sozia-
len Einfluss von relevanten Anderen eine „Kultur der Abhängigkeit“ reproduziert 
wird, die die Erwerbs- bzw. Ausstiegsbereitschaft von Individuen untergräbt (u. a. 
Aslund/Fredriksson 2009, Mood 2004, Murray 1984). Mit Blick auf die Verweildauer 
in Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätigkeit werden in diesem Zusammenhang 
auch eine mögliche Humankapitalentwertung oder auch Vorbehalte von potenziellen 
Arbeitgebern gegenüber Langzeitbeziehern bzw. Langzeitarbeitslosen thematisiert 
(z. B. Biewen/Steffes 2010, Sandefur/Cook 1998, Steiner 2001). 
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Weiterhin wird ein Einfluss von monetären Anreizen zur Arbeitsaufnahme in Zu-
sammenhang mit der finanziellen Ausgestaltung von sozialstaatlichen Transferleis-
tungen angenommen. Eine Reihe von Studien befasst sich mit dem „Arbeitslosig-
keits- bzw. Armutsfallentheorem“, wonach im Fall eines geringen Abstandes zwi-
schen dem Transfereinkommen aus der Sozialhilfe und dem auf dem Arbeitsmarkt 
erzielbaren Einkommen die Akzeptanzwahrscheinlichkeit von Arbeitsangeboten 
sinkt (Gebauer/Vobruba 2003, Wilde 2003). Empirisch ist diese These bislang nicht 
eindeutig belegt. So kritisieren bspw. Gebauer/Vobruba (2003, vgl. auch Gebauer 
2007, Gebauer u. a. 2002) die Verhaltensannahmen dieses Erklärungsansatzes. 
Diesen Autoren zufolge spielt der Lohnabstand zwischen Einkommen und Höhe von 
Sozialleistungen eine geringere Rolle als angenommen, da sich zeigt, dass trotz 
geringem Lohnabstand Sozialhilfeepisoden vorwiegend durch die Aufnahme einer 
Beschäftigung beendet werden.7

Empirisch wurde dieses mit „welfare dependency“ bezeichnete Phänomen mit 
Übergangsratenmodellen untersucht. Sinken die Abgangsraten aus dem Bezug von 
Leistungen im zeitlichen Verlauf, so kann das ein Indiz für eine zunehmende Ab-
hängigkeit von wohlfahrtsstaatlichen Leistungen sein. Empirische Analysen von 
Verweildauern in Systemen der sozialstaatlichen Mindestsicherung stellen diese 
Interpretation allerdings eher in Frage. So finden beispielsweise Dahl und Lorentzen 
(2003) für Übergänge aus Sozialhilfe in Erwerbsarbeit wie auch Hansen (2009) für 
Abgänge aus dem Leistungsbezug einen glockenförmigen Verlauf der Hazardrate, 
d. h. die Übergangsrate steigt zunächst an und flacht danach wieder ab. Studien 
über nicht weiter differenzierte Abgänge aus Sozialhilfe aus acht europäischen 
Städten ergeben in sieben von acht Fällen ebenfalls keine im zeitlichen Verlauf sin-
kenden Übergangsraten (Saraceno 2002). Der zentrale Einwand gegen die Annah-
me einer möglichen Abhängigkeit von staatlichen Transferzahlungen ist, dass eine 
über die Zeit sinkende Abgangswahrscheinlichkeit auf einer zunehmenden Selektivi-
tät der untersuchten Populationen beruht (Blank 1997, Dahl/Lorentzen 2003, Leise-
ring/Leibfried 1999, vgl. auch Steiner 2001 für die Verweildauer in Arbeitslosigkeit). 
Demnach gelingt es Leistungsbeziehern mit guten Arbeitsmarktchancen relativ 

 Gangl (1998) gelangt ebenfalls zu dem Ergebnis, 
dass die relative Höhe der Sozialhilfe die Arbeitsmarktmobilität nicht beeinflusst: 
Kleine Haushalte haben in seiner Studie keine höhere Ausstiegswahrscheinlichkeit 
als große Haushalte, obwohl deren finanzielle Anreize zur Arbeitsaufnahme auf-
grund des geringeren potenziellen Lohnabstands niedriger sind (vgl. auch Wilde 
2003). Schneider/Uhlendorff (2005) zeigen hingegen empirisch, dass die Wahr-
scheinlichkeit von Haushalten steigt, den Sozialhilfebezug durch eine Erwerbstätig-
keit zu beenden, wenn das geschätzte potenzielle Erwerbseinkommen über dem 
Sozialhilfeniveau liegt. 

                                                 
7 Ähnlich argumentiert auch Brenke (2010), der mit Daten des SOEP zeigt, dass sich ar-

beitslose Bezieher von Arbeitslosengeld II hinsichtlich ihrer Arbeitsbereitschaft nicht nen-
nenswert von den arbeitslosen Nichtbeziehern unterscheiden. 
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schnell, den Bezug zu beenden, während Personen mit besonders schlechten Aus-
stiegschancen im Hilfesystem verbleiben. 

Die Integration in den Arbeitsmarkt gilt als der Dreh- und Angelpunkt für einen gelin-
genden Ausstieg aus dem Leistungsbezug. Allerdings hat nur eine begrenzte An-
zahl von Studien den Übergang aus dem System der sozialen Mindestsicherung in 
den Arbeitsmarkt von anderen möglichen Zielzuständen unterschieden. In Deutsch-
land wurde die Arbeitsmarktintegration von Sozialhilfebeziehern sowohl mit Längs-
schnitt-Stichproben von Sozialhilfeakten (Buhr u. a. 1998, Gangl 1998),8 als auch 
mit Daten des sozioökonomischen Panels (Gebauer 2007, Gebauer u. a. 2002, Ge-
bauer/Vobruba 2003) untersucht. Alle Studien weisen die große Bedeutung von 
arbeitsmarktvermittelten Abgängen gegenüber anderen Ausstiegswegen aus der 
Sozialhilfe nach. Während in den älteren Analysen von Sozialhilfeakten noch Eintrit-
te in vorrangige Leistungssysteme der häufigste Ausstiegsweg sind, rangieren in 
den jüngeren Arbeiten auf der Grundlage des SOEP Arbeitsmarktübergänge an 
erster Stelle.9 Befunde über arbeitsmarktvermittelte Ausstiegswege aus dem Sys-
tem der Grundsicherung liegen bislang für die Gruppe der jungen Erwachsenen vor 
(Schels 2009).10

In konzeptioneller Hinsicht ist die Studie von Gangl (1998) beispielhaft, da sie ar-
mutstheoretische Betrachtungen des Abgangs aus dem Leistungsbezug mit ar-
beitsmarkttheoretischen Überlegungen zum Prozess des Matching verbindet. Die 
Zuordnung von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt wird hier als 
Austauschbeziehung zwischen Arbeitsuchenden und Arbeitgebern aufgefasst (u. a. 
Coleman 1991, Eliason 1995). Stellenbesetzungen werden aus dieser Theorieper-

 Der Übergang in eine reguläre Beschäftigung oder in eine betriebli-
che Ausbildung ist bei 18- bis 24-Jährigen, deren Bezugsepisode von Arbeitslosen-
geld II im Januar 2005 begann, das zweithäufigste Ausstiegsereignis. In dieser Ko-
horte von jungen Erwachsenen wird der Bezug von Arbeitslosengeld II am häufigs-
ten durch familiäre Ereignisse beendet. Alternative Ausstiegswege sind Übergänge 
in eine schulische Ausbildung oder die Arbeitsmarktbeteiligung von anderen Mitglie-
dern der Bedarfsgemeinschaft. Dennoch ist eine hohe Arbeitsmarktmobilität festzu-
stellen, wenngleich viele Leistungsbezieher in der betrachteten Altersgruppe weiter-
hin auf Grundsicherungszahlungen angewiesen bleiben. 

                                                 
8 Es handelt sich um eine zehnprozentige Stichprobe von Sozialamtsakten aus dem Stadt-

gebiet Bremen, aus der ein Längsschnittdatensatz von zwei Eintrittskohorten aus den 
Jahren 1983 und 1986 aufgebaut wurde. Untersucht wurden 18- bis 59-jährige Antrag-
steller, deren Hilfebezug nicht durch Zuwanderung ausgelöst wurde (Gangl 1998: 215). 

9 Aufgrund der unterschiedlichen Verwendung von Indikatoren des Arbeitsmarktübergangs, 
der unterschiedlichen Stichproben und der unterschiedlichen Zeiträume sind diese Be-
funde nur eingeschränkt vergleichbar. 

10 In diesem Zusammenhang sind auch aktuelle Analysen zur Dynamik von Bedarfsgemein-
schaften zu erwähnen, die allerdings nicht zwischen den möglichen Zielzuständen unter-
scheiden. So zeigen Graf und Rudolph (2009), dass 45 Prozent der Bedarfsgemeinschaf-
ten, die bereits im Januar 2005 Grundsicherung erhalten haben, auch nach drei Jahren 
noch Arbeitslosengeld II beziehen. Die jeweils längsten Verweildauern haben Alleinerzie-
hende (vgl. auch Lietzmann 2009), die kürzesten Paare ohne Kinder. 
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spektive realisiert, wenn die Arbeitsmarktressourcen von Bewerbern und die Ar-
beitsplatzmerkmale der vakanten Stelle für die jeweils andere Marktseite attraktiv 
sind.11

Für Analysen der Zuordnung von erwerbsfähigen Leistungsbeziehern und Stellen-
angeboten sind humankapitaltheoretische Ansätze grundlegend. Ausgangspunkt ist 
die Annahme, dass die Entlohnung auf Basis der Produktivität von Individuen er-
folgt. Produktivitätsunterschiede hängen vom Wissen und von den Fertigkeiten ab, 
die Arbeitnehmer im Rahmen der Bildung und Ausbildung wie auch im Rahmen der 
beruflichen Tätigkeit erworben haben (Becker 1993, Mincer 1974). Die Humankapi-
talinvestitionen, die Leistungsbezieher auf den Arbeitsmarkt mitbringen, bestimmen 
demgemäß den individuellen Arbeitsmarkterfolg bzw. die Lohnhöhe. Signal- und 
Screening Theorien formulieren darüber hinaus Annahmen darüber, welche Merk-
male im Matching Prozess relevant sind. Da Arbeitgeber die Leistungsfähigkeit von 
potenziellen Arbeitnehmern insbesondere bei Neueinstellungen nicht kennen, wer-
den theoriegemäß Produktivitätssignale wie bspw. Bildungsabschlüsse für Stellen-
besetzungen herangezogen (Arrow 1973, Bills 2003, Spence 1974). In Deutschland 
ist das System der beruflichen Ausbildung hoch standardisiert (Allmendinger 1989). 
Berufsabschlüsse liefern Arbeitgebern Hinweise darauf, welche beruflichen Fach-
kenntnisse von Berufsinhabern erwartet werden können. Aus den Zertifikaten kön-
nen aber auch Rückschlüsse auf weitere Persönlichkeitsmerkmale wie grundsätzli-
che Lernfähigkeit, Leistungsmotivation und Belastbarkeit von Bewerbern gezogen 
werden (Ehrenberg/Smith 2006). Wenn der Wert von Arbeitnehmern auf dem Ar-
beitsmarkt vom erworbenen Wissen und Fähigkeiten abhängt, dann ist davon aus-
zugehen, dass eine höhere formale Bildung bzw. Ausbildung die Chancen erhöht, 
eine Erwerbstätigkeit zu finden, die es erlaubt, den Leistungsbezug zu beenden. 
Theoriegemäß sollten Personen mit einer besseren Humankapitalausstattung mehr 
Stellenangebote erhalten und Tätigkeiten mit einer höheren Entlohnung angeboten 
bekommen. Insgesamt bestätigen die bislang vorliegenden Studien zu erwerbsar-
beitsbedingten Abgängen aus Systemen der sozialstaatlichen Mindestsicherung  
den Einfluss von Qualifikationen und beruflichen Kenntnissen (z. B. Barret 2000, 
Gangl 1998). 

 

Mit Blick auf die potenzielle Produktivität von Arbeitsuchenden kann auch die Ge-
sundheit als eine Komponente des Humankapitals betrachtet werden (Becker 1993, 
2007, Grossman 2000). Theoriegemäß bewerten Stellensuchende wie auch Stel-
lenanbieter die Gesundheit in Zusammenhang mit dem Leistungsvermögen und der 
körperlichen und psychischen Belastbarkeit für Erwerbsarbeit. Schwerwiegende 
gesundheitliche Probleme können die Leistungsfähigkeit von Arbeitsuchenden und 
damit das Einkommenserzielungspotenzial mindern. Auch ist davon auszugehen, 

                                                 
11 Im Kontext des Grundsicherungssystems haben Leistungsbezieher allerdings nur einge-

schränkte Möglichkeiten, Stellenangebote nach Merkmalen wie Lohnhöhe, Status oder 
die gewünschte Arbeitszeit auszuwählen, da sie verpflichtet sind, jede zumutbare Arbeit 
anzunehmen. 
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dass Personen mit schlechter Gesundheit die Stellensuche auf Tätigkeiten konzent-
rieren, die ihren eingeschränkten Einsatzmöglichkeiten im Arbeitsalltag entspre-
chen, bspw. indem sie Tätigkeiten mit geringer Stundenzahl ausüben (Currie/ 
Madrian 1999). Für Analysen der Abgangschancen aus dem Bezug von Arbeitslo-
sengeld II sind Informationen über den Gesundheitszustand von hervorgehobener 
Bedeutung. So zeigen deskriptive Befunde über die Population der Arbeitslosen-
geld-II-Bezieher, dass diese häufiger von gesundheitlichen Einschränkungen betrof-
fen sind als vergleichbare Gruppen in der Gesamtbevölkerung (Brussig/Knuth 
2010).12

Empirisch ist die Wechselwirkung zwischen Gesundheit und Arbeitsmarktpartizipa-
tion umfassend belegt. Studien zeigen zum einen, dass ein schlechter Gesundheits-
zustand das Arbeitslosigkeitsrisiko erhöht. Zum anderen kann Arbeitslosigkeit zu 
einer Verschlechterung der Gesundheit führen und in Folge dessen die Wiederein-
stiegschancen von Arbeitslosen in Erwerbstätigkeit mindern (u. a. Cai/Kalb 2006, 
Claussen 1999, Schuring u. a. 2007).

 Bezieher mit einem schlechten Gesundheitszustand zählen außerdem häu-
fig zu den geringfügig Beschäftigten, die ihr zu geringes Einkommen mit Grundsi-
cherungsleistungen „aufstocken“ (Dietz u. a. 2009). 

13

Aus arbeitsmarkttheoretischen Ansätzen können ferner auch Annahmen über den 
Einfluss von askriptiven Merkmalen wie Alter und Migrationshintergrund von Arbeit-
suchenden auf die Wiedereintrittschancen in den Arbeitsmarkt hergeleitet werden. 
So ist nach einem Arbeitsplatzverlust ein höheres Alter eine Barriere für den Wie-
dereinstieg in Beschäftigung. Ältere Arbeitsuchende suchen länger und haben ge-
ringere Einstellungschancen als jüngere (z. B. Chan/Stevens 2001, Frosch 2007, 
Hirsch u. a. 2000). Aus humankapitaltheoretischer Perspektive können Wettbe-
werbsnachteile von älteren Arbeitsuchenden entstehen, weil ihre formell erworbene 
Bildung weit zurückliegt. Nach einer längeren Arbeitslosigkeit können berufliche 
Kenntnisse veraltet sein, so dass im Fall einer neuen Beschäftigung ein erhöhter 
Anpassungsbedarf besteht, insbesondere, wenn das Tätigkeitsfeld gewechselt wird. 

 Hinsichtlich der Abgangschancen aus der 
Sozialhilfe in den Arbeitsmarkt stellt Gangl (1998) fest, dass Bezieher mit gesund-
heitlichen Einschränkungen seltener in eine Beschäftigung einmünden. Die Berück-
sichtigung von gesundheitlichen Einschränkungen erweitert somit das Verständnis 
des Übergangs aus dem Bezug existenzsichernder Leistungen in die wirtschaftliche 
Eigenständigkeit (Corcoran u. a. 2004, Danziger u. a. 2000, Lewis u. a. 2005). Für 
Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen sind somit schlechtere Chancen 
auf einen arbeitsmarktvermittelten Abgang aus der Grundsicherung zu erwarten. 

                                                 
12 Auch für Schweden zeigen bspw. Andrén und Gustafsson (2004), dass gesundheitliche 

Probleme in der Sozialhilfepopulation weit verbreitet sind, und dass in dieser Population 
zudem ein hohes Mortalitätsrisiko vorliegt. 

13  Allerdings zeigt sich auch, dass die Aufnahme einer Beschäftigung insbesondere das 
psychische Wohlbefinden von Arbeitslosengeld-II-Beziehern verbessert (Huber u. a. 
2009), so dass sich aus humankapitaltheoretischer Perspektive auch die Produktivität 
dieser Personen erhöhen sollte. 
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Je kürzer allerdings der Zeitraum bis zum Übergang in die Alterssicherung ist, desto 
weniger rentabel sind Humankapitalinvestitionen für potenzielle Arbeitgeber wie 
auch für Arbeitnehmer. Empirisch zeigt sich dies bspw. in einer geringen Weiterbil-
dungsbeteiligung von Älteren (Leber/Möller 2008). Erschwert wird der Wiederein-
stieg zudem, weil im Auswahlprozess oft stereotype Deutungen bspw. hinsichtlich 
der Leistungsgrenzen von älteren Bewerbern dominieren (Brauer u. a. 2009). Wenn 
Arbeitgeber über die Produktivität von Bewerbern nur unvollständig informiert sind, 
dann können altersbasierte Annahmen über eine geringere Lern- und Leistungsfä-
higkeit im Sinne einer statistischen Diskriminierung wirken (Aigner/Cain 1977, Lahey 
2008). Darüber hinaus beeinflussen institutionelle Regelungen die Entscheidung 
über Arbeitsuche bzw. über die Neueinstellung von Älteren. So ermöglichte z. B. die 
in Sozialgesetzbuch bis 2007 verankerte „58er-Regelung“ für Arbeitslose, die das 
58. Lebensjahr vollendet hatten, Arbeitslosengeld I und II unter erleichterten Bedin-
gungen beziehen zu können.14

Neben dem höheren Alter mindert auch der Zuwanderungsstatus die Chance, nach 
einem Arbeitsplatzverlust wieder eine Erwerbstätigkeit zu finden. Nach Bruder/ 
Frosch (2006) verschärft sich dieses Problem noch mit zunehmendem Lebensalter. 
Generell hat sowohl die ethnische Zugehörigkeit, als auch die Aufenthaltsdauer ei-
nen Einfluss auf die Arbeitsmarktchancen von Migranten. So schwankt die Wieder-
beschäftigungschance nach einer Phase der Arbeitslosigkeit stark zwischen ver-
schiedenen Migrantengruppen, wobei türkische Migranten der ersten und zweiten 
Generation in Westdeutschland die größten Arbeitsmarktprobleme haben (Uhlen-
dorff/Zimmermann 2006). Obwohl sich die Arbeitsmarktsituation der zweiten Gene-
ration gegenüber der immigrierten Elterngeneration verbessert, haben auch die 
Nachkommen ein höheres Risiko, als ungelernte Kräfte und in stärker krisenträchti-
gen Branchen eine Beschäftigung zu finden (Kogan 2004, Seibert/Solga 2005). 
Nachteile von Migranten können darauf zurückzuführen sein, dass das im Her-
kunftsland erworbene Humankapital nicht im vollen Umfang auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt verwertbar ist (Friedberg 2000, Konietzka /Kreyenfeld 2001). So werden 
Berufsabschlüsse, die noch im Heimatland erworben wurden, zum Teil in Deutsch-
land nicht anerkannt (Brussig 2010, Konsortium 2009). Weitere für den Arbeits-
marktzugang relevante Dimensionen sind Sprachkompetenzen in Deutsch wie auch 
spezifisches Wissen über den Arbeitsmarkt des Aufnahmelandes (Chiswick 1991, 
Kalter 2005). Aufgrund dessen sind insbesondere für Zuwanderer der ersten Gene-
ration Schwierigkeiten zu erwarten, den Leistungsbezug durch die Aufnahme einer 
Beschäftigung zu beenden. Allerdings zeigen erste Analysen, dass gerade Leis-
tungsbezieher mit türkischem Migrationshintergrund auch bei guter Sprachbeherr-
schung Schwierigkeiten bei der Erwerbsintegration haben (Konsortium 2009: 120). 

 Unter der Voraussetzung zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt in Altersrente zu gehen, konnten Leistungen auch ohne Arbeitsmarktver-
fügbarkeit beansprucht werden. 

                                                 
14 Für Personen, deren Anspruch vor dem 1. Januar 2008 entstanden ist und die vor die-

sem Tag das 58. Lebensjahr vollendet haben, gilt die Regelung immer noch. 
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Wenn der Migrationsstatus von Arbeitsuchenden auch unter Kontrolle von produkti-
vitätsrelevanten Merkmalen die Arbeitsmarktchancen verschlechtert, kann dies auf 
den Einfluss von diskriminierenden Praktiken in Einstellungsentscheidungen zu-
rückzuführen sein, die als ethnische Präferenzen oder negative stereotypisierende 
Zuschreibungen hinsichtlich einer geringeren Produktivität oder Leistungsbereit-
schaft zum Ausdruck kommen (Becker 1971, Spence 1974, beim Zugang zu be-
trieblicher Berufsausbildung vgl. Diehl u. a. 2009). Für ältere Arbeitsuchende wie 
auch für Migranten ist aus den genannten Gründen eine niedrigere Abgangsrate in 
den Arbeitsmarkt zu erwarten als für jüngere bzw. für Einheimische. 

Die bislang skizzierten Zusammenhänge haben die Abgangschancen von Leis-
tungsbeziehern vor dem Hintergrund der individuellen Ausstattung mit arbeitsmarkt-
relevanten Merkmalen in den Blick genommen. Entscheidungen für die Aufnahme 
einer Beschäftigung wie auch die Chancen, eine bezahlte Beschäftigung zu finden, 
sind jedoch nicht losgelöst vom familiären Kontext der Arbeitsuchenden. So steht 
die individuelle Flexibilität für die Aufnahme einer Erwerbsarbeit - etwa hinsichtlich 
zeitlicher Verfügbarkeit oder den Möglichkeiten zur räumlichen Mobilität - in engem 
Zusammenhang mit der jeweiligen Familienstruktur (vgl. z. B. Rank 1986). Ob und 
in welchem Umfang Leistungsbezieher erwerbstätig sind oder sein können, hängt 
sehr wesentlich davon ab, ob ein Partner im Haushalt lebt, ob Kinder oder andere 
Angehörige zu versorgen sind und wie Erwerbs- und Familienarbeit auf die im 
Haushalt lebenden Erwerbsfähigen verteilt wird. „Families as collective entities send 
their male and female members out to work, assign household tasks and share 
wages and resources” (Drobnic/Blossfeld 2004: 144). 

Der Einfluss der Haushaltskonstellation auf Arbeitsmarktübergänge wird in zahl-
reichen Studien kontrolliert (Gangl 1998, Gebauer/Vobruba 2003, Schels 2009, 
Schneider/Uhlendorff 2005). 15

                                                 
15 Befunde zum Einfluss der Haushaltskonstellation auf nicht näher spezifizierte Abgänge 

aus der Sozialhilfe zeigen ebenfalls eine große Variation der Ausstiegschancen in Ab-
hängigkeit vom Haushaltstypus (Voges u. a. 1996). Aktuelle Analysen über die Abgangs-
dynamik aus der Grundsicherung bestätigen dies und weisen vor allem für Alleinerzie-
hende besonders lange Verweildauern im Hilfesystem nach (Graf/Rudolph 2009; Lietz-
mann 2009). 

 Allerdings bleiben diese Untersuchungen weitgehend 
„geschlechtsblind“, weil die Analyseeinheiten teilweise Haushalte (Gebauer/Vobruba 
2003) sind, weil sie sich auf Haushaltsvorstände beschränken (Wilde 2003) oder 
weil personenbezogene Analysen keine unterschiedlichen Wirkungen des familiären 
Kontexts auf die Arbeitsmarktübergänge von Frauen und Männern berücksichtigen. 
Es zeigt sich beispielsweise bei Gebauer/Vobruba (2003) kein Einfluss des Vorhan-
denseins von Kindern bis zu 6 Jahren im Haushalt. Dies könnte darauf zurückzufüh-
ren sein, dass Kleinkinder bei Müttern und Vätern gegenläufige Effekte auf die Auf-
nahme einer Beschäftigung haben. Eine erste geschlechtervergleichende Analyse 
bestätigt, dass sich die Erwerbsintegration von weiblichen und männlichen Abgän-
gern aus der Grundsicherung in Abhängigkeit von der Haushaltskonstellation und 
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den Betreuungserfordernissen unterscheidet (IAQ u. a. 2009). Weitere arbeitsmarkt-
relevante Faktoren werden in dieser Studie jedoch nicht in einem multivariaten Mo-
dell überprüft. 

Um zeigen zu können, wie Geschlecht und Haushaltskontext bei arbeitsmarktvermit-
telten Abgängen aus der Grundsicherung interagieren, muss der bisher skizzierte 
theoretische Rahmen ergänzt werden. Ein wichtiger Bezugspunkt ist die ökonomi-
sche Theorie der Rollenspezialisierung (Becker 1998). Demnach liegt es in Paar-
haushalten im Interesse beider Partner, die Wohlfahrt für den gesamten Haushalt 
durch die Spezialisierung auf Erwerbsarbeit oder Familien- und Hausarbeit zu ma-
ximieren. Die Rollenverteilung richtet sich nach dem Prinzip des komparativen Vor-
teils zu Beginn der Partnerschaft. Der Partner mit den marktfähigeren Qualifikatio-
nen und dem höheren Einkommenserzielungspotenzial übernimmt die Erwerbsrolle 
während sich der andere Partner auf Haus- und Familienarbeit spezialisiert. Eine 
klassische Rollenteilung mit einem erwerbstätigen (Ehe-)Mann und einer nicht-
erwerbstätigen (Ehe-)Frau resultiert aus dieser Perspektive aus unterschiedlichen 
Humankapitalinvestitionen von Frauen und Männern im Lebenslauf. Angesichts ei-
ner sukzessiv steigenden Bildungs- und Erwerbsbeteiligung von Frauen verliert die-
ser Ansatz mit Blick auf die Erklärung von Erwerbsentscheidungen in Partnerschaf-
ten allerdings an Aussagekraft (z. B. Schulz/Blossfeld 2006). 

Während der Ansatz der Neuen Haushaltsökonomie ein Kosten-Nutzen-Kalkül bei 
Erwerbsentscheidungen unterstellt, argumentieren soziologische Geschlechtertheo-
rien mit Geschlechternormen und kulturell verankerten Geschlechterrollen. Traditio-
nelle Arrangements mit einer vorrangig für Familien- und Sorgearbeit zuständigen 
Partnerin und einem männlichen Haupternährer, der überwiegend für den finanziel-
len Lebensunterhalt sorgt, besitzt vor allem in Westdeutschland nach wie vor eine 
hohe Prägekraft (Kreyenfeld u. a. 2007, Vogel 2009). Untersuchungen zeigen, dass 
sich gerade nach einer Familiengründung traditionelle Aufgabenteilungen etablieren 
oder verfestigen (z. B. Grunow u. a. 2007). Solche traditionellen Tätigkeitszuwei-
sungen werden oft als selbstverständlich wahrgenommen und in Interaktionen per-
manent reproduziert (Brines 1994). Sie sind nach dem Ansatz des „doing gender“ 
eine Möglichkeit der Darstellung der Geschlechtsidentität von Frauen und Männern 
durch alltägliche Praktiken (Fenstermaker/West 2002). Dass hinter Erwerbsent-
scheidungen nicht unbedingt ein Kosten-Nutzen-Kalkül zur Maximierung des Haus-
haltseinkommens steht, zeigt auch eine qualitative Studie über Working Poor-Haus-
halte, wonach Partner auch dann an traditionellen Geschlechterarrangements fest-
halten, wenn diese ökonomisch unvorteilhaft sind (Kutzner/Streuli 2005). Aus beiden 
Theorieansätzen können Annahmen über unterschiedliche Chancen von Frauen 
und Männern auf einen arbeitsmarktvermittelten Abgang aus der Grundsicherung 
hergeleitet werden. Demnach ist zu erwarten, dass das Vorhandensein eines Part-
ners im Haushalt und Kinder im Betreuungsalter bei Frauen die Wahrscheinlichkeit 
eines Erwerbseinstiegs reduziert. 
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Im Rahmen des Matching Ansatzes sind schließlich noch die Opportunitätsstruktu-
ren auf dem regionalen Arbeitsmarkt wie auch der Einfluss der konjunkturellen oder 
saisonalen Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt relevant.16 Eine günstige Arbeits-
marktlage sollte sich in einer höheren Wahrscheinlichkeit niederschlagen, den Leis-
tungsbezug über den Arbeitsmarkt zu verlassen. Die empirische Evidenz hierzu ist 
allerdings nicht eindeutig. Nach Walker und Shaw (1998) bleiben Personen, deren 
Leistungsbezug am Anfang einer Rezession beginnt, länger im Leistungsbezug. 
Hoynes (2000) kommt bspw. zu dem Ergebnis, dass höhere Arbeitslosigkeitsraten, 
geringeres Beschäftigungswachstum und auch ein geringerer Lohnanstieg in Regi-
onen mit längeren Bezugszeiten von sozialstaatlichen Leistungen17

4 Datengrundlage und Variablen 

 assoziiert sind. 
Ebenso berichten Dahl/Lorentzen (2003) einen deutlichen negativen Effekt der nati-
onalen Arbeitslosenrate auf arbeitsmarktvermittelte Abgänge aus der Sozialhilfe in 
Norwegen. Für den schwedischen Arbeitsmarkt zeigen Bergmark/Bäckman (2004), 
dass die Abgangs- und Wiedereintrittsraten von Sozialhilfebeziehern mit der Ar-
beitsmarktentwicklung variieren. Im Unterschied zu diesen internationalen Studien 
finden deutsche bislang keine signifikanten Effekte der regionalen Arbeitsmarktbe-
dingungen auf die Abgangswahrscheinlichkeit in Erwerbstätigkeit. Gangl (1998) fin-
det in seiner auf die Stadt Bremen begrenzten Studie über Sozialhilfebezieher kei-
nen Einfluss der konjunkturellen und in begrenztem Umfang einen Einfluss der sai-
sonalen Entwicklung der lokalen Arbeitsmarktsituation auf die Arbeitsmarktübergän-
ge von Sozialhilfebeziehern. Bei Schels (2009) hat die regionale Jugendarbeits-
losigkeitsquote keinen Einfluss auf die Arbeitsmarktübergänge von 18- bis 24-Jäh-
rigen, die Arbeitslosengeld II beziehen und in der Studie von Brussig/Knuth (2010) 
über Aktivierungsstrategien für Leistungsbezieher mit gesundheitlichen Einschrän-
kungen sind die Effekte nicht robust für alle Modelle. 

4.1 Datenbasis PASS 
Im Folgenden wird der Einfluss der im dritten Abschnitt beschriebenen Faktoren auf 
arbeitsmarktvermittelte Abgänge aus der Grundsicherung mit der ersten Welle des 
Panels Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) untersucht. Vorrangiges Ziel des 
im Jahr 2006 gestarteten Haushaltspanels ist, das Erwerbsverhalten und die Be-
zugsdauer von Grundsicherungsleistungen im zeitlichen Verlauf untersuchen zu 
können. In der ersten Welle wurden zwischen Dezember 2006 und Juli 2007  9.386 
Personen ab 15 Jahren in 6.804 Haushalten mit Grundsicherungsbezug am Stichtag 
im Juli 2006 und 9.558 weitere Personen ab 15 Jahren in 5.990 Haushalten der 
Wohnbevölkerung der Bundesrepublik Deutschland befragt. Wichtige Themen wa-
ren der Bezug von staatlichen Transferleistungen, die Arbeitsmarktpartizipation und 
die materiellen und sozialen Lage. 

                                                 
16 Auch Studien, die bei den Übergangsraten nicht nach Zielzuständen unterscheiden, wei-

sen teilweise einen Zusammenhang von Abgangschancen und Arbeitsmarktlage nach 
(vgl. Bergmark/Bäckman 2004, Lietzmann 2010). 

17 Untersucht wurde Aid to Families with Dependent Children (AFDC) in den USA. 
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Für jeden Haushalt liegt ein vollständig ausgefüllter Haushaltsfragebogen vor, der 
unter anderem die Haushaltszusammensetzung und die Grundsicherungshistorik 
des Haushalts seit der Einführung dieser Leistung im Jahr 2005 enthält. In diesen 
Haushalten wurden 15- bis 64-Jährige mit einem Personenfragebogen zur individu-
ellen Erwerbsbeteiligung und zu den oben genannten Einflussfaktoren auf erwerbs-
bedingte Abgänge aus der Grundsicherung befragt. Personen ab 65 Jahren erhiel-
ten ein stark verkürztes Fragenprogramm (Seniorenbogen). Im Datensatz sind nur 
Haushalte mit einem Haushaltsinterview und mindestens einem abgeschlossenen 
Personen- oder Senioreninterview enthalten. Das Ziel, alle Personen ab 15 Jahren 
mit einem dieser beiden Instrumente zu befragen, wurde nicht in allen Haushalten 
erreicht. Insgesamt wurden 70,6 % der Haushalte vollständig befragt (vgl. Hartmann 
u. a. 2008). Im Durchschnitt konnten 85,0 % der Zielpersonen innerhalb der reali-
sierten Haushalte befragt werden. Einen kurzen Überblick über die Erhebung geben 
Trappmann u. a. (2011). Details zur ersten Welle sind in Christoph u. a. (2008) zu 
finden. 

Für Analysen zu arbeitsmarktvermittelten Abgängen aus dem Bezug von Arbeitslo-
sengeld II können Grundsicherungsempfänger aus beiden Stichproben verwendet 
werden. Da im Folgenden (siehe Abschnitt 4.2) erwerbsbedingte Abgänge zwischen 
Stichprobenziehungszeitpunkt und Befragungszeitpunkt untersucht werden, gehen 
in die Analyse nur Personen ein, für die in der Befragung ein Grundsicherungsbezug 
für Juli 2006 berichtet wurde und für die eine gültige Angabe über einen Grundsi-
cherungsbezug zum Befragungszeitpunkt vorliegt. Schüler und Personen ab 65 Jah-
ren werden aus dieser Analyse ausgeschlossen. Tabelle 1 gibt einen Überblick über 
die Fallauswahl und Fallzahlen der Analysestichprobe.18

Tabelle 1 
Fallauswahl 

 

 Anzahl Personen 
Personeninterviews PASS (1. Welle) insgesamt 18.954 

davon 15- bis 64-Jährige 17.249 
ohne Schüler 16.318 
mit gültigen Angaben zu Leistungsbezug im Juli 2006 und  
zum Befragungszeitpunkt 15.750 

laut Survey mit Grundsicherungsbezug im Juli 2006 7.311 
 

                                                 
18 Es handelt sich somit um eine Zufallsstichprobe der Grundsicherungspopulation zu ei-

nem festen Stichtag (Stichtagsstichprobe). Alternativ könnte man sich Stichproben aller 
Personen vorstellen, die in einem gegebenen Zeitraum (z. B. seit Einführung der Leis-
tung) für mindestens einen Tag Grundsicherungsleistungen bezogen haben oder die in 
einem gegebenen Zeitraum zugegangen sind (Zugangskohorten). Im Unterschied zu die-
sen alternativen Konzepten enthält die Stichtagspopulation mehr Langzeitempfänger, da 
sich mit der Dauer des Bezugs die Wahrscheinlichkeit erhöht, zu einem zufällig ausge-
wählten Tag Leistungen zu beziehen. Eine Stichtagsstichprobe enthält damit wesentlich 
mehr Personen mit „schlechten“ Risiken als beispielsweise eine Stichprobe aller Perso-
nen, die jemals Grundsicherungsleistungen empfangen haben oder als Stichproben von 
Zugangskohorten. 
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4.2 Variablen 
In den folgenden Modellen wird der Übergang aus dem Grundsicherungsbezug in 
eine Erwerbstätigkeit geschätzt. Aus der in PASS retrospektiv erhobenen Grund-
sicherungshistorie des Haushalts wurde der Grundsicherungsbezug zum Stichpro-
benziehungszeitpunkt (Juli 2006) und zum Befragungszeitpunkt (zwischen Dezem-
ber 2006 und Juli 2007) generiert. Ein Übergang eines Haushalts aus dem Grund-
sicherungsbezug liegt immer dann vor, wenn der Haushalt einen Grundsicherungs-
bezug im Juli 2006 berichtet, zum Befragungszeitpunkt 5-12 Monate danach jedoch 
keinen Bezug mehr berichtet. Für den Bezug von Grundsicherungsleistungen ist 
allerdings nicht der Haushalt, sondern die so genannte Bedarfsgemeinschaft die 
relevante Bezugsgröße (vgl. Abschnitt 2). Etwa 5 % der in PASS befragten Haushal-
te enthalten mehr als eine (theoretische; i. e. unabhängig vom tatsächlichen Bezug) 
Bedarfsgemeinschaft. In diesen Fällen wird aus Informationen über den Leistungs-
bezug der jeweiligen Haushaltsmitglieder rekonstruiert, welche Bedarfsgemein-
schaften Grundsicherung bezogen haben. Ein Abgang einer Bedarfsgemeinschaft 
aus dem Grundsicherungsbezug liegt demnach vor, wenn die Bedarfsgemeinschaft 
zum Stichprobenziehungszeitpunkt (Juli 2006) Grundsicherungsleistungen in An-
spruch genommen hat, zum Befragungszeitpunkt jedoch nicht mehr. 

Während der Abgang aus der Grundsicherung immer ein Ereignis ist, das die ge-
samte Bedarfsgemeinschaft betrifft, ist ein erwerbsbedingter Abgang ein personen-
bezogenes Ereignis, das aus Informationen über den aktuellen Erwerbsstatus gebil-
det wird. Eine Person wird in der vorliegenden Studie als erwerbsbedingter Abgang 
aus der Grundsicherung betrachtet, wenn die Person zum Erhebungszeitpunkt im 
Umfang von mehr als 15 Wochenstunden erwerbstätig ist19

                                                 
19 Diese Abgrenzung ist wie jede andere in gewissem Maße willkürlich. Mit der Abgrenzung 

bei 15 Stunden orientieren wir uns an den gesetzlichen Bestimmungen des SGB II und 
SGB III. Einerseits werden Arbeitsuchende ab einer Wochenarbeitszeit von 15 Stunden 
in der Statistik der BA nicht als Arbeitslose betrachtet. Zum anderen ist die Fähigkeit, 
mindestens 15 Stunden pro Woche einer Erwerbstätigkeit nachgehen zu können, Vo-
raussetzung dafür, dass man als erwerbsfähige Person unter das SGB II fällt. 

 und wenn für die ent-
sprechende Bedarfsgemeinschaft zwischen Stichprobenziehungszeitpunkt und Er-
hebungszeitpunkt ein Abgang aus dem Grundsicherungsbezug vorliegt. Damit kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass diese Erwerbstätigkeit schon zum Zeitpunkt der 
Stichprobenziehung vorlag (dann aber noch nicht zur Überwindung des Leistungs-
bezugs ausreichte), oder dass die Beendigung des Bezugs durch eine Veränderung 
des Bedarfs (z. B. durch Auszug einer Person) oder durch eine Veränderung ande-
rer Einkommenskomponenten des Haushalts (z. B. Erwerbseinkommen des Part-
ners) mit verursacht wurde. Analysen, die diese Zustände exakt abgrenzen, werden 
erst ab der 2. Welle von PASS möglich sein. Eine Person, bei der zum Befragungs-
zeitpunkt beide Bedingungen (kein Grundsicherungsbezug mehr und mehr als 
15 Stunden pro Woche erwerbstätig) erfüllt sind, erhält den Wert 1 auf der abhängi-
gen Variablen. Befindet sich die Bedarfsgemeinschaft zum Befragungszeitpunkt 
noch im Bezug oder ist die Person nicht oder höchstens 15 Wochenstunden er-
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werbstätig, so wird der Wert 0 zugewiesen (vgl. hierzu den Variablenüberblick in 
Tabelle 2). 

Als soziodemografische Informationen wurden die Geschlechtszugehörigkeit, die 
Altersgruppe und der Migrationshintergrund einbezogen. Referenzkategorie für das 
Geschlecht  ist männlich. Das Alter der Befragten wurde in drei Klassen zerlegt (15-
29 Jahre, 30-50 Jahre, 51-64 Jahre, Referenz: 30-50 Jahre). Diese Einteilung in drei 
etwa gleich große Altersspannen beruht auf Plots des Alters gegen die Wahrschein-
lichkeit erwerbsbedingter Abgänge aus der Grundsicherung. Der Migrationshinter-
grund wird über eine dreistufige Variable gemessen, die darüber Auskunft gibt, ob 
die Person selbst migriert ist, ob Migrationshintergrund in der 2. bzw. 3. Generation 
vorliegt, oder ob sie keinen Migrationshintergrund hat (Referenz: kein Migrationshin-
tergrund). Der Migrationshintergrund ab der 2. Generation wurde aus den Angaben 
zum Zuzug der Eltern und Großeltern konstruiert. Ein Migrationshintergrund der 
jeweiligen Kategorie liegt vor, wenn mindestens ein Eltern- bzw. Großelternteil der 
entsprechenden Generation zugezogen ist. Aufgrund kleiner Fallzahlen wurde auf 
eine Differenzierung nach Herkunftsländern verzichtet (vgl. hierzu Knuth 2010). Da-
rüber hinaus wurde als Indikator für das Vorhandensein migrationsbedingter Ar-
beitsmarktbarrieren die Sprache im Haushalt berücksichtigt. Wird im Haushalt aus-
schließlich oder im selben Umfang wie Deutsch eine andere Sprache gesprochen, 
so nimmt der Indikator den Wert 1 an (Referenz: nur Deutsch). 

Die schulischen und beruflichen Abschlüsse wie auch der Gesundheitszustand die-
nen als Indikatoren für das Humankapital. Die Schulbildung wird vierstufig abgebil-
det. Dabei werden Abschlüsse aus der DDR mit den äquivalenten Abschlüssen aus 
den alten Bundesländern zusammen gefasst. Die Kategorie mit der geringsten Qua-
lifikation besteht aus Personen ohne Abschluss bzw. mit Sonderschulabschluss. Die 
Referenzkategorie bilden Personen mit Volks- oder Hauptschulabschluss bzw. ei-
nem Abschluss der Polytechnischen Oberschule (POS) nach der 8. Klasse. Der 
Realschulabschluss (mittlere Reife) wird mit dem Abschluss der Polytechnischen 
Oberschule (POS) nach der 10. Klasse zusammen gefasst. Die höchste Kategorie 
stellen Fachhochschul- oder Hochschulreife bzw. der Abschluss der erweiterten 
Oberschule (EOS) der DDR dar. Bei der Berufsbildung werden drei Stufen unter-
schieden. Personen ohne Berufsausbildung oder mit Anlernausbildung bilden die 
am geringsten qualifizierte Kategorie. Die mittlere Kategorie (Referenzkategorie) 
fasst Ausbildungen, Lehren, aber auch Meister- und Technikerabschlüsse sowie 
Abschlüsse von Berufsakademien und Fachschulen (DDR) zusammen. In der Kate-
gorie mit den höchsten Berufsqualifikationen sind Fachhochschul- und Hochschul-
abschlüsse zusammengefasst. Der Gesundheitszustand wird über einen dichoto-
men Indikator erfasst. Der Personenfragebogen enthielt Fragen zu amtlich aner-
kannten Behinderungen und zu darüber hinaus vorliegenden schwerwiegenden ge-
sundheitlichen Einschränkungen. Liegt eine dieser beiden Einschränkungen vor, so 
gilt der Gesundheitszustand als stark eingeschränkt. Die Referenzgruppe bilden 
Personen ohne starke gesundheitliche Einschränkungen. 
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Weiterhin wird die Dauer des Grundsicherungsbezugs kontrolliert. Da diese Leis-
tung erst 2005 eingeführt wurde, kann diese bei Stichprobenziehung maximal 
19 Monate betragen. Diesen Wert erreichen etwas mehr als die Hälfte der befragten 
Personen. Aufgrund dieser extrem schiefen Verteilung erscheint es nicht sinnvoll die 
Dauer des Bezugs als metrische Variable zu modellieren. Zudem zeigt sich beim 
Vergleich verschiedener Zusammenfassungen, dass die einfache Unterscheidung 
zwischen Personen mit durchgehendem Bezug seit der Einführung der Leistung im 
Juli 2005 und Personen, die erst danach ihren zum Stichprobenziehungszeitpunkt 
andauernden Grundsicherungsbezug begonnen haben, kaum weniger Varianz er-
klärt als feinere Zusammenfassungen, die mehr Freiheitsgrade verbrauchen. Diese 
einfache Modellierung wird daher im Folgenden verwendet. Referenzgruppe sind 
hier die späteren Zugänge. 

Der Haushaltskontext wird über eine detaillierte Variable zum Familientyp erfasst. 
Diese Variable wird mit dem Geschlecht der Befragten kombiniert, da unterschied-
liche Wirkungen des Haushaltskontextes auf Abgangschancen von Frauen und 
Männer erwartet werden. Dieses Vorgehen vermeidet, multiple Interaktionseffekte in 
einem Logit-Modell zu schätzen, die hinsichtlich der Interpretation der Koeffizienten 
problematisch sind (Ai/Norton 2003). Kinder werden in allen Kategorien nur berück-
sichtigt, wenn sie jünger als 18 Jahre sind. Referenzkategorie für den Einfluss des 
Haushaltskontextes sind alleinstehende Männer. Die zweite Kategorie besteht aus 
alleinstehenden Frauen, die dritte und vierte aus Männern bzw. Frauen in Paar-
haushalten ohne Kinder. Die Familientypen mit Kindern unter 18 Jahren werden 
zudem nach dem Alter des jüngsten Kindes differenziert (Kategorie 6 bis 11), da der 
Betreuungswand mit steigendem Alter der Kinder abnimmt. Diese Unterscheidung 
lässt sich bei alleinerziehenden Männern nicht treffen (Kategorie 5), da sonst die 
Fallzahlen zu gering werden. Auch empirisch zeigt sich, dass sich die Grundsiche-
rungsdynamik insbesondere zwischen Haushalten mit und ohne Kinder unter 3 Jah-
ren unterscheidet. Tabelle 2 enthält die vollständige Liste der Kategorien mit den 
jeweiligen Anteilswerten. 

Neben dem Haushaltstyp wird als weiterer Aspekt der familiären Situation kontrol-
liert, ob Pflege- und Betreuungstätigkeiten für pflegebedürftige Angehörige ausgeübt 
werden. Die Dummy-Variable nimmt den Wert 1 nur dann an, wenn dafür regelmä-
ßig mehr als 10 Stunden pro Woche aufgewendet werden. Referenzgruppe sind 
Personen mit weniger als 10 Stunden pro Woche Pflegeaufwand oder ohne Pflege-
aufwand. 

Um auch die regionale Arbeitsmarktlage zu kontrollieren, wurden zwei weitere 
Merkmale eingefügt. Eine erste Variable unterscheidet zwischen den neuen Bun-
desländern (inklusive Gesamt-Berlin) und den alten Bundesländern, die als Refe-
renzkategorie dienen. Daneben wird die Veränderung der regionalen Arbeitsmarkt-
lage im Beobachtungszeitraum über die Veränderung der Arbeitslosigkeit im Kreis 
im selben Zeitraum modelliert. Da eine Kreisreform im Juli 2007 dazu führt, dass für 
einen Teil der reformierten Kreise für den Juli 2007 keine Arbeitslosenzahlen mehr 
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ausgewiesen sind, wurde die regionale Arbeitsmarktlage über die Differenz der Ar-
beitslosenquoten im Kreis zwischen Juni 2007 (ein Monat vor Ende der Feldarbeit) 
und Juli 2006 (Beginn des Beobachtungszeitraums) gemessen. 

Darüber hinaus musste die für die Beobachtungen variierende Zeitspanne zwischen 
dem Stichprobenziehungszeitpunkt (Juli 2006) und dem Befragungszeitpunkt (zwi-
schen Dezember 2006 und Juli 2007) im Modell kontrolliert werden. Mit steigender 
Beobachtungsdauer sollte sich ceteris paribus die Wahrscheinlichkeit erhöhen, den 
Leistungsbezug verlassen zu können. Die Variable misst den Zeitraum in Monaten 
und wurde an ihrem arithmetischen Mittelwert zentriert. Die folgende Tabelle listet 
die Ausprägungen und Anteilswerte der in die Modellschätzungen eingehenden Va-
riablen auf. 

Zudem wurden Kontrollvariablen für fehlende Werte bei einzelnen Variablen im  
Modell berücksichtigt. Bei allen nicht-metrischen Variablen bilden Fälle mit fehlen-
den Werten eine eigene Kategorie. Die Referenzgruppen wurden bei allen Dummy-
Variablen so gewählt, dass sie möglichst häufig vorkommen, da dies zu kleineren 
Konfidenzintervallen bei der Schätzung von mehr als zweiwertigen Merkmalen führt. 
Weiterhin wurde darauf geachtet, dass sich in der Kombination aller Referenzgrup-
pen eine plausible und relativ häufige Kombination ergibt, auf die sich die in Ab-
schnitt 5.1 dargestellten unit effects beziehen. Die metrischen Variablen (Arbeits-
losenquote im Kreis und Dauer zwischen Stichprobenziehung und Befragung) wur-
den aus Merkmalen (Wohnort und Interviewdatum) generiert. Diese liegen vollstän-
dig aus den Kontaktdaten des Erhebungsinstituts vor. 
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Tabelle 2 
Variablenübersicht 
Indikatoren Ausprägungen Anteil 

(gewichtet) 
abhängige Variable   
Übergang aus Grundsicherungsbezug in 
Erwerbstätigkeit zwischen Juli 2006 und 
Befragungszeitpunkt 

1 Übergang in ET 
0 kein Übergang in ET 

7,5 % 
92,5 % 

unabhängige Variablen   
Geschlecht (Referenz: männlich) 1 weiblich 

0 männlich 
49,9 % 
50,1 % 

Alter (Referenz: 30-50 Jahre) 1 15-29 Jahre 
2 30-50 Jahre 
3 51-64 Jahre  

28,5 % 
47,0 % 
24,4 % 

Migrationshintergrund (Referenz: kein 
Migrationshintergrund) 

1 selbst migriert  
2 Migrationshintergrund 2. oder 3. Gen.  
3 kein Migrationshintergrund 

23,7 % 
3,7 % 

72,6 % 
Haushaltssprache (Referenz: nur 
Deutsch) 

1 Fremdsprache/Fremdsprache und 
Deutsch  
0 überwiegend Deutsch  

19,2 % 
80,6 % 

Schulbildung (Referenz Volks-/Haupt-
schulabschluss) 

1 kein Schulabschluss 
2 Volks-/Hauptschulabschluss 
3 Mittlere Reife 
4 (Fach-)hochschulreife 

10,5 % 
36,4 % 
34,8 % 
17,8 % 

Berufsbildung (Referenz Ausbildung/ 
Lehre/Fachschule) 

1 kein Ausbildungsabschluss 
2 Ausbildung / Lehre / Fachschule 
3 (Fach-)Hochschulabschluss  

36,9 % 
53,7 % 

9,0 % 
Gesundheitliche Einschränkung  
(Referenz: keine) 

1 Behinderung oder schwerwiegende 
Gesundheitliche Einschränkung 
0 keine Behinderung / schwere gesund-
heitliche Einschränkung 

36,7 % 
 

63,3 % 
 

Dauer des Leistungsbezugs (Referenz: 
keine durchgehender Bezug seit 1/2005) 

1 Durchgehender Bezug seit 1/2005 
0 Beginn des Bezugs nach 1/2005 

56,8 % 
42,5 % 

Pflege von Angehörigen (Referenz: keine 
oder weniger als 10 Stunden pro Woche) 

1 mind. 10 Stunden pro Woche 
0 weniger als 10 Stunden pro Woche 

4,7 % 
95,1 % 

Haushaltskontext (Referenz: Allein-
stehender Mann) 

1 Alleinstehende Frau   
2 Alleinstehender Mann 
3 Mann in Paar ohne Kind 
4 Frau in Paar ohne Kind  
5 Alleinerziehender Mann 
6 Alleinerziehende Frau mit Kind unter 3 
7 Alleinerziehende Frau mit Kindern ab 3 
8 Mann in Paar mit jüngstem Kind unter 3  
9 Mann in Paar mit jüngstem Kind ab 3  
10 Frau in Paar mit jüngstem Kind unter 3 
11 Frau in Paar mit jüngstem Kind ab 3 

20,3 % 
33,5 % 

6,5 % 
7,0 % 
1,1 % 
2,6 % 
9,6 % 
3,3 % 
5,8 % 
4,0 % 
6,4 % 

Arbeitsmarktentwicklung: Differenz  
zwischen Arbeitslosenquote 6/2007 und 
7/2006 (metrisch) 

am arithmetischen Mittel (ungewichtet) 
zentriert 

 = - 0,03,  

s = 1,01 

Region (Referenz: Alte Bundesländer) 1 Neue Bundesländer 
0 Alte Bundesländer 

37,8 % 
62,2 % 

Beobachtungszeitraum in Monaten  
(metrisch) 

 am arithmetischen Mittel (ungewichtet) 
zentriert 

 = 0,05,  

s = 1,99 
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5 Empirische Ergebnisse 
Im Folgenden werden logistische Regressionsmodelle des Übergangs aus der 
Grundsicherung in Erwerbstätigkeit auf einen Vektor von Kovariaten geschätzt. Das 
Logit-Modell folgt der Gleichung: 

 

Dabei ist pi die Wahrscheinlichkeit P(Yi=1 | Xi=xi), dass die binomialverteilte abhän-
gige Variable Y den Wert 1 annimmt, gegeben die Werte der Kovariaten x1 bis xn. 

Die Modelle wurden mit dem Befehl logit in Stata 9.2 geschätzt. Bei der Schätzung 
der Standardfehler wurde Verletzung der Unabhängigkeitsannahme durch die aus 
erhebungstechnischen Gründen notwendige Clusterung von Untersuchungseinhei-
ten in Postleitzahlen berücksichtigt. 

5.1 Der Einfluss von Ressourcen und Restriktionen auf Abgänge 
aus der Grundsicherung in Erwerbstätigkeit 

Im ersten Analyseschritt wird der Einfluss der in Abschnitt 4 diskutierten arbeits-
marktrelevanten Merkmale auf Abgänge aus der Grundsicherung in Erwerbstätigkeit 
geschätzt. Tabelle 3 gibt die Ergebnisse von drei Schätzmodellen wieder. Das erste 
zeigt den Einfluss der soziodemografischen Merkmale und der Humankapitalaus-
stattung. Das zweite Modell erweitert die Schätzung um die Informationen über die 
Haushaltszusammensetzung und die zeitliche Bindung durch die Pflege von Ange-
hörigen. Im dritten Modell wird darüber hinaus der Einfluss der regionalen Arbeits-
marktlage kontrolliert. 

Die Tabelle gibt für alle kategorialen Variablen unit effects, und für die metrischen 
Variablen die marginalen Effekte20

                                                 
20 Die unit effects und marginal effects werden relativ zu einer Person berechnet, für die alle 

Variablen den Wert null haben. Diese Referenzperson ist mithin modellspezifisch und 
wird bei der Beschreibung der drei Modelle jeweils erläutert. Unit effects geben die Ver-
änderung der Wahrscheinlichkeit in Prozentpunkten an, dass einer Person der Ausstieg 
aus dem Leistungsbezug in im Umfang von mindestens 16 Wochenstunden gelingt, wenn 
die unabhängige Variable in dieser Situation ihren Wert von 0 auf 1 verändert. Marginale 
Effekte einer Variable xi sind formal Steigungen der Regressionsgleichung in diesem 
Punkt (dP/dxi). 

 an, um die Wirkung der Einflussfaktoren in Rela-
tion zu einer Referenzperson beurteilen zu können. Deren Merkmalskombination 
wurde so gewählt, dass sie häufig vorkommende Merkmale kombiniert. In Modell I 
ist die Referenzperson männlich, zwischen 30 und 50 Jahre alt, ohne Migrations-
hintergrund und sie besitzt einen Hauptschul- und Ausbildungsabschluss. Sie hat 
keine schwerwiegenden gesundheitlichen Einschränkungen und der im Juli 2006 
noch andauernde Arbeitslosengeld-II-Bezug hat erst nach Januar 2005 begonnen. 
Für die Referenzperson prognostiziert das Modell eine Wahrscheinlichkeit von 
18,3 %, den Arbeitslosengeld-II - Bezug innerhalb des Beobachtungszeitraums von 
durchschnittlich etwa 8 ½ Monaten in Erwerbstätigkeit zu verlassen. Das ist relativ 
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hoch, wenn man sich vor Augen führt, dass dies im selben Zeitraum nur etwa 7 % 
aller Arbeitslosengeld-II-Bezieher gelingt (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 3 
Multivariate Analyse des Übergangs in Erwerbstätigkeit (intowork), logistische 
Regression, marginale Effekte 
 Modell I 

Pr(intowork) = .1830 
Modell II 
Pr(intowork)= .1543 

Modell III 
Pr(intowork)= .1677   

  dy/dx Std.Err. P>|z| dy/dx Std.Err.  dy/dx Std.Err. P>|z 
Frau -.0661       .0115  0.000          
          
15 bis 29 Jahre  .0526       .0178     0.003  .0639       .0178     0.000  .0710       .0189     0.000 
30 bis 50 Jahre Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. 
51 bis 64 Jahre -.0928       .0169    0.000 -.0941       .0152    0.000 -.1013       .0160    0.000 
Kein Migrationshintergrund Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. 
Migrant 1. Generation -.0460       .0246    0.062 -.0409       .0212    0.054 -.0512       .0219    0.019 
Migrant 2. Generation -.0131        .0394    0.740 -.0085        .0343    0.803 -.0148       .0356    0.678 
HH-Sprache nicht deutsch -.0466        .0255    0.068 -.0454       .0213    0.033 -.0512       .0225    0.023 
Ohne Schulabschluss -.0641       .0280    0.022 -.0521       .0241    0.031 -.0542       .0262    0.038 
Hauptschule Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. 
Mittlere Reife  .0439       .0186     0.018  .0382       .0166     0.021  .0498       .0183     0.007 
Fach-, Hochschulreife  .0712        .0285     0.013  .0676       .0260     0.009  .0729       .0277     0.009 
Ohne Ausbildung -.0572       .0135    0.000 -.0509       .0121    0.000 -.0585       .0130    0.000 
Berufsausbildung Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. 
Abschluss Universität / FH  .0201       .0307     0.513  .0161       .0273     0.556  .0196       .0292     0.501 
Gesundh. Einschränkung  -.0713        .0142    0.000 -.0650       .0129    0.000 -.0716       .0141    0.000 
Kontinuierlicher Bezug -.1014        .0134    0.000 -.0866       .0129    0.000 -.0924       .0139    0.000 
          
Mann allein lebend    Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. Ref. 
Frau allein lebend      .02167       .0187     0.246  .0242       .0198     0.223   
Mann in Partner-BG         .0906       .0300     0.002  .0993       .0318     0.002 
Frau in Partner-BG        .0663        .0251     0.008  .0772       .0269     0.004 
Mann alleinerziehend      -.0421        .0543    0.438 -.0456       .0592    0.441 
Frau alleinerz. Kind bis 3      -.1349       .0209    0.000 -.1471       .0226    0.000 
Frau alleinerz. Kind 3+      -.0757       .0185    0.000 -.0843       .0200    0.000 
Mann Partner Kind bis 3       .0227       .0316     0.472  .0229       .0338     0.498 
Frau Partner Kind bis 3      -.1329       .0201    0.000 -.1440       .0220    0.000 
Mann Partner Kind 3+       .1228       .0316     0.000  .1318       .0328     0.000 
Frau Partner Kinde 3+      -.0787       .0202    0.000 -.0835       .0220    0.000 
Pflege ab 10 Wochenstd.      -.0655       .0250    0.009 -.0707       .0273    0.010 
          
Δ Arbeitslosenquote Kreis            -.0087       .0080    0.280 
Ost           -.0362       .0155    0.020 
Zeit seit Stichprobenz. (z)  .0058       .0041     0.152  .0063       .0036     0.077    .0070       .0038     0.069 
          
Pseudo R2 (McFadden) 0.090   0.125   0,127   
AIC 3688   3571   3566   
BIC 3819   3771   3779   
N = 7311          

Fehlende Werte bei einzelnen Variablen wurden durch zusätzliche Dummy-Variablen kontrolliert. Deren Koeffi-
zienten sind in der Tabelle nicht enthalten, da sie keine substanzielle Interpretation besitzen. Signifikante Effek-
te sind hervorgehoben. 
 



IAB-Discussion Paper 2/2011 25 

Wie erwartet verbessert die formale Bildung und Ausbildung die Abgangschancen 
über den Arbeitsmarkt. Fehlt ein Schul- oder Ausbildungsabschluss, dann verringert 
dies die Ausstiegschancen im Vergleich zur Referenzperson um jeweils etwa 
-6 Prozentpunkte (-6,4 Prozentpunkte für einen fehlenden Schulabschluss, -5,7 Pro-
zentpunkte für einen fehlenden Ausbildungsabschluss). Das größte Risiko, den Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt nicht zu schaffen, tragen also Personen, die unter dem 
gesellschaftlichen Mindeststandard der im Bildungs- und Ausbildungssystem erziel-
baren Abschlüsse liegen. Mehr als eine Halbierung der Abgangschancen ist für 
Leistungsbezieher festzustellen, die weder einen schulischen noch einen berufli-
chen Abschluss erworben haben. Während die Abgangschancen mit dem formalen 
Bildungsgrad steigen (Mittlere Reife 4,4 Prozentpunkte, Fachhochschulreife bzw. 
Abitur 7,1 Prozentpunkte), verbessert ein akademischer Abschluss im Vergleich zu 
einem Ausbildungsabschluss die Abgangschancen nicht signifikant.21 Allerdings 
sind die Fallzahlen hier sehr klein, da akademische Abschlüsse unter Grundsiche-
rungsempfängern selten sind; das Konfidenzintervall des Koeffizienten umspannt 
-4 % bis 8 %. Wenn ein Hochschulabschluss die Chance nicht verbessert, den Leis-
tungsbezug zugunsten einer bedarfsdeckenden Erwerbstätigkeit zu beenden, dann 
ist zu vermuten, dass diese Teilgruppe weitere arbeitsmarktrelevante Merkmale 
aufweist, die sich nachteilig auswirken. So könnte beispielsweise ein schlechter Ab-
schluss oder ein Studienfach, das am Arbeitsmarkt wenig nachgefragt wird, die 
Übergangschancen der formal hoch Qualifizierten mindern. Deutlich geringere Aus-
stiegschancen haben zudem Personen ab 50 Jahren im Vergleich zu den 30- bis 
50-Jährigen (-9,3 Prozentpunkte),22

Der im ersten Modell hochsignifikante negative Geschlechtereffekt (-6,6 Prozent-
punkte für Frauen) wird im zweiten Modell differenzierter untersucht, da angenom-

 was im Vergleich zur Referenzperson sogar 
mehr als einer Halbierung entspricht. Ebenso erfahren Leistungsbezieher mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen Wettbewerbsnachteile auf dem Arbeitsmarkt (-7,1 
Prozentpunkte). Eine wichtige Kontrollgröße ist schließlich der Indikator „Langzeit-
bezug“ für Personen, die ihren Lebensunterhalt seit Januar 2005 durchgehend mit 
Arbeitslosengeld II bestreiten. Hat sich der Leistungsbezug in der beschriebenen 
Weise verstetigt, verringert sich die Übergangswahrscheinlichkeit um -10,1 Prozent-
punkte. 

                                                 
21 Eine Alternative zur separaten Modellierung der Schul- und Ausbildungsabschlüsse hätte 

in der Modellierung der Kombination aus Allgemein- und Berufsbildung über die CASMIN 
-Klassifikation bestanden. Dafür werden mehr Dummy-Variablen benötigt; dafür kann 
man die Annahme aufgeben, dass eine Lehre für alle Bildungsabschlüsse den gleichen 
Effekt hat. CASMIN beinhaltet alle üblichen Kombinationen aus beiden Abschlüssen und 
lässt dabei untypische/seltene Kombinationen wie Hauptschulabschluss mit Hochschul-
abschluss unberücksichtigt. Die Ergebnisse sind den hier präsentierten äußerst ähnlich. 
AIC und BIC für die Modelle mit CASMIN sind jedoch höher als für die hier geschätzten 
Modelle. 

22 Sowohl für das Alter der Personen, als auch für das Alter der Kinder gilt, dass sie keine 
linearen Effekte auf die Log-Odds des Logit-Modells haben. Daher wurde mithilfe diag-
nostischer Plots und Informationskriterien (BIC) nach einer möglichst optimalen Spezifika-
tion gesucht, die hier verwendet wird. 
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men wird, dass der Haushaltskontext die Ausstiegschancen für Frauen und Männer 
unterschiedlich beeinflusst. Die Abgangswahrscheinlichkeit für die Referenzperson 
- hier ein alleinstehender Mann ohne Pflegeaufgaben mit den oben genannten 
Merkmalen - beträgt in diesem Modell 15,4 Prozentpunkte. Bemerkenswert ist, dass 
alleinlebende Frauen keine schlechteren Abgangschancen haben als alleinlebende 
Männer. Das Vorzeichen des nicht signifikanten Koeffizienten ist sogar positiv (2,2 
Prozentpunkte). Mit einem Partner, aber ohne Kinder in einem Haushalt zu leben, 
erweist sich für Frauen wie für Männer als struktureller Vorteil für die Überwindung 
der Abhängigkeit von Arbeitslosengeld II. Die Abgangschancen erhöhen sich für 
Frauen23

Das größte Risiko, ohne Erwerbstätigkeit im Leistungsbezug zu verbleiben, tragen 
Frauen mit Kindern. Dabei spielt es für die Wahrscheinlichkeit einer Arbeitsaufnah-
me nur eine geringe Rolle, ob Mütter die Erziehungsverantwortung alleine tragen 
oder mit einem Partner im Haushalt leben. Ausschlaggebend sind das Alter des 
Kindes und der altersbedingte zeitliche Betreuungsaufwand für jüngere Kinder. 
Kleinkinder bis zum dritten Lebensjahr reduzieren die Wahrscheinlichkeit erwerbs-
bedingter Abgänge für Alleinerziehende wie auch für Frauen in Partnerhaushalten 
um mehr als 13 Prozentpunkte (in Relation zu alleinstehenden Männern) auf nahezu 
null. Sind die Kinder zwischen 3 und 17 Jahre alt, verringern sich für Mütter die Ab-
gangschancen in Arbeit immer noch um beinahe 8 Prozentpunkte im Vergleich zur 
Referenzgruppe alleinlebender Männer. Für Väter haben Kinder tendenziell einen 
gegenläufigen Effekt. Sie erhöhen die Wahrscheinlichkeit einer Erwerbstätigkeit. 
Zwar finden wir für alleinerziehende Väter im Vergleich zu alleinlebenden Männern 
einen negativen Effekt von -4,2 Prozentpunkten.

 um 6,6 Prozentpunkte und für Männer um 9,1 Prozentpunkte. In diesen 
Haushalten reicht es für den Ausstieg in Arbeit bereits, wenn ein Partner eine be-
darfsdeckende Arbeit findet. Für den anderen Partner genügt dann bereits eine Tä-
tigkeit im Umfang von knapp über 15 Stunden, um nach der hier zugrundegelegten 
Abgrenzung als arbeitsmarktvermittelter Abgang zu zählen. Denkbar ist auch, dass 
Partner füreinander eine soziale Ressource bilden, etwa indem sie sich bei der Ar-
beitssuche motivieren und unterstützen (vgl. Verbakel/de Graaf 2008). Ferner ist 
hier auch ein Selektionseffekt nicht auszuschließen, da dieselben unbeobachteten 
Merkmale (z. B. soziale Kompetenz) sowohl die Wahrscheinlichkeit Arbeit zu finden 
als auch die Chance, einen Partner zu finden, erhöhen können. 

24

                                                 
23 Dieser Prozentsatz für Frauen gilt ebenfalls in Relation zu alleinstehenden Männern. In 

Relation zu alleinstehenden Frauen wäre der Effekt etwas geringer. 

 Dieser ist jedoch für diese zah-
lenmäßig nur sehr kleine Gruppe nicht signifikant. Bei Vätern in Partnerhaushalten 
haben unter 3-jährige Kinder einen schwachen positiven, nicht signifikanten Effekt 
auf die Wahrscheinlichkeit eines Arbeitsmarktübergangs (2,3 Prozentpunkte). Bei 
Kindern ab dem 3. Lebensjahr ist ein deutlicher positiver Effekt von 12,3 Prozent-

24 Da alleinerziehende Väter im Vergleich zu alleinerziehenden Müttern eher für ältere Kin-
der sorgen (vgl. Lietzmann 2010) und somit hinsichtlich der Arbeitsmarktteilhabe weniger 
eingeschränkt sind, könnte es sich hier um eine Gruppe mit hier nicht beobachteten pro-
blematischen Lebensumständen handeln. 
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punkten festzustellen. Inwieweit finanzielle oder moralische Anreize die Aufnahme 
einer Erwerbsarbeit beeinflussen, kann mit den hier berichteten Befunden nicht voll-
ständig aufgeklärt werden. Dass Väter in Partnerhaushalten im Vergleich zu allein-
lebenden Männern trotz des geringeren Lohnabstands eine höhere Wahrscheinlich-
keit haben, die Grundsicherung durch Erwerbstätigkeit zu verlassen, spricht eher für 
eine normative Orientierung an den Pflichten eines „Familienernährers“. Finanzielle 
Aspekte können bei Entscheidungen für Erwerbsarrangements in Partnerhaushalten 
aber dennoch von Bedeutung sein, etwa wenn bei einer Erwerbstätigkeit beider 
Partner eine zusätzliche Kinderbetreuung finanziert werden muss. Allerdings zeigen 
erste Studien über die Erwerbsintegration von Frauen mit Grundsicherungsbezug 
auch, dass diese vielfach sowohl während als auch nach dem Ende des Leistungs-
bezugs geringfügig beschäftigt sind (Worthmann 2010) und das traditionelle Arran-
gement der weiblichen „Zuverdienerin“ in Partner-Bedarfsgemeinschaften weit ver-
breitet ist. 

Neben der Betreuung von Kindern beschränkt auch die Pflege von Angehörigen die 
zeitliche Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt. Übersteigt der Pflegeaufwand zehn 
Wochenstunden, dann mindert dies die Chancen, den Leistungsbezug durch be-
zahlte Arbeit zu beenden um 6,6 Prozentpunkte. Aufgrund geringer Fallzahlen ist 
jedoch im Schätzmodell keine geschlechterdifferenzierende Betrachtung möglich. 
Die Pflege von Angehörigen zählt dabei zu den Tätigkeiten, die im Haushaltskontext 
eher von Frauen übernommen wird, laut PASS trifft dies auf 58,5 % der Fälle zu. 

Im dritten Modell wird schließlich noch der mögliche Einfluss der Arbeitsmarktlage 
kontrolliert. Zusätzlich zu den bereits genannten Merkmalen gilt nun für die Refe-
renzperson, dass sie in einem Kreis mit mittlerer Veränderung der Arbeitslosenquo-
te zwischen Juli 2006 und Juni 2007 und im Westen Deutschlands lebt. Die Ab-
gangschancen der Referenzperson liegen in diesem Modell bei 16,8 %. Wie sich 
zeigt, begünstigt eine sinkende Arbeitslosenquote im Kreis die Wahrscheinlichkeit 
einer Rückkehr in den Arbeitsmarkt nicht signifikant. Allerdings werden Effekte der 
regionalen Opportunitätsstrukturen in diesem Modell auch in einer Indikatorvariablen 
aufgefangen, die die Wohnregion in West- und Ostdeutschland kontrolliert. Ostdeut-
sche Leistungsbezieher haben gegenüber westdeutschen geringere Aussichten auf 
einen Arbeitsmarkteinstieg (-3,6 Prozentpunkte).25

Nach Kontrolle der Arbeitsmarktlage und Wohnregion zeigt sich nun auch eine in 
den ersten beiden Modellen noch verdeckte Assoziation zwischen Arbeitsmarkt-
chance und Migrationshintergrund. Migranten der ersten Generation (-5,1 Prozent-

 

                                                 
25 Verwendet man statt der Veränderung der Arbeitslosenquote im Kreis die Arbeitslosen-

quote im Kreis zu Beginn des Beobachtungszeitraums (Juli 2006), so verändert sich die 
grundsätzliche Interpretation der Befunde nicht. Die Arbeitslosenquote hat einen nicht 
signifikanten Effekt nahe null (z=0,25). Der Effekt des Wohnsitzes ist den Neuen Bundes-
ländern bleibt negativ, ist aber nicht mehr signifikant (z=1,58). Alle weiteren Koeffizienten 
ändern sich nur geringfügig. Es gibt keine weiteren Änderungen an den berichteten Signi-
fikanzen auf dem 5-%-Niveau. 
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punkte) und solche, die im Haushalt eine andere Sprache als Deutsch sprechen 
(ebenfalls -5,1 Prozentpunkte) haben schlechtere Integrationschancen als Einheimi-
sche. Der Koeffizient für Migranten der 2. und 3. Generation ist nicht signifikant, 
d. h. diese haben keine schlechteren Abgangschancen als Personen ohne Migra-
tionshintergrund, wenn ihre Haushaltssprache nur Deutsch ist. Für Migranten der 
ersten Generation, die zuhause nicht Deutsch sprechen, finden wir im Vergleich zur 
Referenzperson erneut eine etwa halbierte Abgangschance.26

Als Zwischenfazit kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass die untersuchten 
individuellen Arbeitsmarktressourcen und -restriktionen mit den Übergangschancen 
von Arbeitslosengeld-II-Beziehern in den Arbeitsmarkt wie erwartet assoziiert sind. 
Insgesamt wurden neun zentrale Risikomerkmale identifiziert: fehlende Bildungs- 
bzw. Ausbildungsabschlüsse, gesundheitliche Einschränkungen, eine lange Ver-
weildauer im Grundsicherungsbezug vor dem Untersuchungszeitraum, ein höheres 
Alter (50+), nach Deutschland zugewandert zu sein wie auch eine begrenzte Be-
herrschung der deutschen Sprache und die Pflege von Angehörigen sowie die Tat-
sache, Mutter zu sein. Die hier präsentierten Modelle unterstellen unter anderem für 
Männer und Frauen in Ost- und Westdeutschland identische Wirkungsmechanis-
men, wenn man von den geschlechtsspezifisch modellierten Effekten von Partnern 
und Kindern im Haushalt absieht. Gibt man diese Annahme auf und spezifiziert man 
separate Modelle, so unterscheiden sich manche Effekte zwar in der Größenord-
nung, nicht jedoch im Vorzeichen. Die vereinfachende Abstraktion, die die statisti-
sche Power der Analysen deutlich erhöht, erscheint daher für die nicht haushalts-
typbezogenen Merkmale zulässig. 

 Die übrigen Koeffi-
zienten werden durch die zusätzlichen Variablen nur geringfügig beeinflusst, so 
dass die Schlussfolgerungen unverändert bleiben. 

5.2 Prävalenz multipler Risikofaktoren 
Diese Analyse zeigt erstmals, dass jeder untersuchte Einflussfaktor für sich ge-
nommen die Abgangschancen in Erwerbstätigkeit im Vergleich zur Referenzperson 
mit „guten Risiken“ annähernd halbiert. Dies ist vor allem deshalb von großem Inte-
resse, weil auf Arbeitslosengeld-II-Bezieher meist mehrere der betrachteten Risiko-
faktoren zutreffen. Will man Aufschluss darüber gewinnen, warum arbeitsmarktver-
mittelte Abgänge in der untersuchten Population so selten sind, dann muss die Ku-
mulation von Arbeitsmarktnachteilen untersucht werden. Die folgende Abbildung 
zeigt zunächst die Prävalenz von multiplen Risikofaktoren. Aus dem Balkendia-
gramm geht hervor, wie häufig diese Merkmale bei den Leistungsbeziehern mehr-
fach vorkommen. 

                                                 
26 Marginal effects darf man nicht einfach addieren. Daher wurde das in einem separaten 

Modell geprüft, in dem eine eigene Dummy-Variable für jede Kombination aus Migration 
und Haushaltssprache gebildet wurde. 
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Abbildung 1 
Prävalenz von multiplen Risiken (Prozent) 

 
Quelle: PASS, 1. Welle, eigene Darstellung. 
 

Nur eine kleine Teilgruppe von acht Prozent weist keines der untersuchten Risiko-
merkmale auf, die den Arbeitsmarkteintritt erschweren. Bei weiteren 22 % liegt nur 
jeweils eines der beschriebenen Risiken vor. Damit kumulieren bei mehr als zwei 
Dritteln der Leistungsbezieher mindestens zwei Merkmale, die ihre Chance auf ei-
nen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt deutlich schmälern. Von den Kombinationen 
zweier Risikofaktoren treten am häufigsten gesundheitliche Einschränkungen und 
Langzeitbezug gemeinsam auf (23,0 % aller Grundsicherungsempfänger). Doch 
auch relativ hohes Alter (über 50 Jahre) tritt häufig gemeinsam mit Langzeitbezug 
(16,7 %) und gesundheitlichen Problemen (12,9 %) auf. Diese drei Faktoren kumu-
lieren sogar bei fast jedem zehnten Grundsicherungsempfänger (9,1 %). 

Kombinationen sind natürlich dann gehäuft zu beobachten, wenn die damit verbun-
denen Einzelfaktoren zahlreich auftreten. Betrachtet man dagegen nur die positive 
bivariate Assoziation, so zeigt sich, dass ein höheres Alter (über 50) und gesund-
heitliche Einschränkungen (phi=0,168) sowie Alter über 50 und Langzeitbezug stark 
verknüpft sind (phi=0,116). Relativ stark korreliert sind aber auch die Kombinationen 
aus Alter über 50 und Pflege Angehöriger (phi=0,132) und aus Migrationshinter-
grund inklusive nicht deutscher Haushaltssprache und fehlenden Bildungsabschlüs-
sen (phi=0,093). Dagegen ist das Merkmal ‚Mutter sein‘ mit den anderen Faktoren 
am geringsten assoziiert. Das heißt, es ist relativ häufig die einzige Arbeitsmarkt-
restriktion. Insbesondere sind Mütter eher jünger und damit einhergehend auch ge-
sünder als andere Leistungsempfänger. 
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Abbildung 2 
Übergangswahrscheinlichkeit in Abhängigkeit von der Anzahl der Risikomerkmale 
(in Prozent) 

 
Quelle: PASS, 1. Welle, eigene Darstellung. 
 

Mit der Zahl der Risiken sinkt die Wahrscheinlichkeit, den Grundsicherungsbezug 
innerhalb des Beobachtungszeitraums in Richtung Erwerbstätigkeit zu verlassen, 
dramatisch. Abbildung 2 zeigt den Verlauf der Übergangswahrscheinlichkeit. Liegt 
die Wahrscheinlichkeit für Personen ohne eines dieser Risiken bei 23,9 %, so hal-
biert sie sich jeweils etwa auf 11,5 % bei einem Risiko und auf 6,2 % bei zwei paral-
lelen Risiken. Liegt die Übergangswahrscheinlichkeit bei drei gleichzeitigen Risiken 
noch bei 4,3 %, so sind die Chancen für Personen mit vier oder mehr Risiken bei-
nahe null, innerhalb des Beobachtungszeitraums wieder eine bedarfsdeckende Ar-
beit aufzunehmen.  

6 Diskussion und Ausblick 
Diese Analyse verfolgt ein zweifaches Ziel. Zum einen wird der Einfluss der Haus-
haltskonstellation auf die individuelle Chance, den Leistungsbezug durch Erwerbs-
tätigkeit zu überwinden, geschlechtervergleichend untersucht. Mit Blick auf die sozi-
ale Absicherung im Rentenalter und im Fall einer Trennung wird die Arbeitsmarkt-
beteiligung für Frauen und Männer als gleichermaßen wichtig erachtet. Zum ande-
ren soll die Frage beantwortet werden, in welchem Ausmaß multiple Beschäfti-
gungsbarrieren arbeitsmarktvermittelte Abgänge aus dem Bezug von Grundsiche-
rungsleistungen aufhalten. 

Auch nach Kontrolle von zentralen arbeitsmarktrelevanten Merkmalen finden sich 
sowohl Ähnlichkeiten als auch Unterschiede zwischen den Geschlechtergruppen. 
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So unterscheiden sich allein lebende Frauen und Männer und auch solche in Part-
ner-Bedarfsgemeinschaften ohne Kinder nicht hinsichtlich ihrer Chancen auf Er-
werbsarbeit, die ein Einkommen über der Bedürftigkeitsgrenze ermöglicht. Kinder 
jedoch erschweren die Arbeitsmarktbeteiligung - zumindest jene mit einem Umfang 
von mehr als 15 Wochenstunden - von Müttern, während sie für Väter in Partner-
Bedarfsgemeinschaften tendenziell eher als „Motor“ für einen Abgang aus der 
Grundsicherung in den Arbeitsmarkt wirken. Betrachtet man die Prävalenz von 
mehrfachen Arbeitsmarktnachteilen, so sind vor allem gesundheitliche Einschrän-
kungen und ein höheres Lebensalter, insbesondere in der Kombination mit einem 
bereits lange andauernden Bezug von Arbeitslosengeld II, häufig auftretende Kom-
binationen. 

Beide Befunde geben Hinweise auf den sozialpolitischen Handlungsbedarf. Wäh-
rend das Problem der Vereinbarkeit von Kinderbetreuung und Erwerbstätigkeit und 
auch die Arbeitsmarktintegration von älteren Langzeitbeziehern vergleichsweise viel 
Aufmerksamkeit in der Praxis der Grundsicherung erfährt, wird für Ansätze der ar-
beitsmarktintegrativen Gesundheitsförderung noch ein großer Forschungs- und 
Entwicklungsbedarf konstatiert (Hollederer 2009). 

Ob Hilfebedürftigkeit überwunden werden kann, hängt sehr wesentlich davon ab, 
inwieweit die vorhandenen Beschäftigungsbarrieren durch geeignete Programme 
und Interventionen abgebaut werden können. Die in dieser Studie betrachteten 
Hemmnisse sind nur zum Teil durch Förderprogramme für Leistungsbezieher beein-
flussbar: Das gilt insbesondere für fehlende Kinderbetreuungsplätze, fehlende Bil-
dungs- und Ausbildungszertifikate oder auch für fehlende Sprachkenntnisse von 
Migranten. Bei anderen Faktoren wie gesundheitlichen Einschränkungen hängt es 
sicherlich von der Art und dem Ausmaß der gesundheitlichen Probleme ab, inwie-
weit personenbezogene Förderangebote überhaupt greifen können. Diese stoßen 
insbesondere dann auf Grenzen, wenn arbeitgeberseitige Vorbehalte etwa gegen-
über Migrantengruppen oder ältere Langzeitarbeitslose vorherrschen. 

Sozialpolitisch brisant ist vor allem der Befund, dass sich im Falle der Kumulation 
von Hemmnissen mit jedem zusätzlichen Risiko die Übergangswahrscheinlichkeit 
nahezu halbiert. Umgekehrt bedeutet dies, dass die Beseitigung oder Entschärfung 
von Hemmnissen bei denjenigen Personen den stärksten Effekt auf die Übergangs-
wahrscheinlichkeit aus der Grundsicherung in Erwerbstätigkeit hat, die insgesamt 
nur wenige Hemmnisse aufweisen: Eine Reduzierung von 5 auf 4 Hemmnisse ver-
ändert die Übergangsraten kaum, eine Reduzierung von 1 auf 0 Hemmnisse dage-
gen sehr. Dies könnte dazu verleiten, sich in der Förderung auf die „besseren Risi-
ken“ zu konzentrieren. Allerdings wäre dies nicht nur deshalb bedenklich, weil es die 
Hilfebedürftigsten zurücklässt, sondern es wäre zudem nur kurzfristig betrachtet 
erfolgversprechend. Denn gerade bei Personen mit vielen Hemmnissen zeichnet 
sich ab, dass sich ohne Unterstützung der Bezug verfestigt und dauerhaft Hilfe in 
Anspruch genommen werden muss. Die Überwindung des Hilfebezugs durch nur 
eine Person mit multiplen Vermittlungshemmnissen kann das Hilfesystem daher 
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stärker entlasten als die Überwindung vieler Personen mit geringen Hemmnissen, 
die auch ohne Unterstützung früher oder später den Bezug von Grundsicherungs-
leistungen beendet hätten. 

Abschließend sollen noch die Grenzen der vorgelegten Studie benannt und geplan-
te weiterführende  Analysen vorgestellt werden. Zunächst ist festzuhalten, dass der 
Beobachtungszeitraum von 8 ½ Monaten vergleichsweise kurz ist, um die Arbeits-
marktintegration von Hilfebeziehern adäquat zu untersuchen. Verweildaueranalysen 
des Abgangs aus Systemen der sozialen Mindestsicherung belegen, dass auch 
nach längeren Zeiträumen noch Übergänge in den Arbeitsmarkt zu erwarten sind. 
Analysen mit weiteren Erhebungswellen ermöglichen zudem, erwerbsbiografische 
Informationen in die Modellschätzungen einzubeziehen. Auf Basis der dritten Erhe-
bungswelle von PASS werden sowohl alternative Ausstiegswege, als auch Prozes-
se des Rückfalls in den Leistungsbezug mit Verweildauermodellen untersucht. Hier-
bei wird auch auf Arbeitsmarkthemmnisse zu achten sein, die bislang in deutschen 
Studien noch wenig berücksichtigt wurden. Untersuchungen aus anderen Ländern 
haben in diesem Zusammenhang bspw. die Bedeutung von psychischen Probleme, 
Lernbeeinträchtigungen, familiären Konflikten, Kinder mit besonderen Problem-
lagen, gesundheitlichen Problemen oder Behinderungen von Familienmitgliedern, 
Drogenproblemen, schlechter Verkehrsanbindung oder fehlenden Beförderungsmit-
teln herausgestellt (Heflin 2003, Meara/Frank 2006, Nam 2005, Taylor/Barusch 
2004). Nicht zuletzt wird es auch darum gehen, den Stellenwert von nachfrageseiti-
gen Faktoren des Arbeitsmarktes herauszuarbeiten. 
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